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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHORDEN

Dienstwohnungsvorschriften/Landesmietwohnungen Richtlinie des Ministeriums fiir Soziales,
Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz
Entgelt bei Anschluss der Heizung zur Forderung von Hebammen
an dienstliche Versorgungsleitungen (Hebammenforderrichtlinie)
Festsetzung fiir den Abrechnungszeitraum 2021/2022 Vom 23. Dezember 2022
Bekanntmachung
des Ministeriums der Finanzen und fiir Europa I.  Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
- 12-FD 1704.11/2022#01#001 -
Vom 10. Januar 2023 1 Fiir die Sicherstellung einer flichendeckenden Hebam-

menversorgung im Land Brandenburg sollen mehr Heb-
ammen gewonnen und die Attraktivitéit dieses Berufs er-

Mit Rundschreiben - Z B 1 - P 1532/15/10003:008 - vom hoht werden. Das Land Brandenburg gewéhrt daher nach
14. Dezember 2022 teilte das Bundesministerium der Finanzen MalBgabe dieser Richtlinie, der §§ 23 und 44 der Landes-
auf Grund des § 26 Absatz 3 Satz 2 der Dienstwohnungsvor- haushaltsordnung (LHO) und den hierzu erlassenen Ver-
schriften vom 16. Februar 1970 in der ab 10. Oktober 1989 gel- waltungsvorschriften (VV) Zuwendungen aus Mitteln
tenden Fassung fiir den Abrechnungszeitraum vom 1. Juli des Landes fiir die Férderung von Hebammen im Land
2021 bis 30. Juni 2022 die zur endgiiltigen Berechnung des Brandenburg.
Entgelts mafgebenden Betrage mit. Diese lauten wie folgt:
2 Ziel der Zuwendung ist es, die Versorgung der Versicher-
Energietriger Entgelt (in Euro) ten mit Leistungen der Hebammenbhilfe im Land Bran-
denburg ergidnzend zu befordern, ein flichendeckendes
pro Quadratmeter/Jahr Angebot der Geburtshilfe im Land Brandenburg zu errei-
fossile Brennstoffe 11,30 chen und Hebammen in ihrer Berufsausiibung zu unter-
Fernwirme 15,80 stiitzen, um damit die Wahlfreiheit der Versicherten hin-
und iibrige Heizungsarten sichtlich des Geburtsortes nach § 24f des Fiinften Buches
Sozialgesetzbuch - Gesetzliche Krankenversicherung -
Es wird gebeten, die vom Bundesministerium der Finanzen fiir (Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBI. I
seinen Bereich herausgegebenen Betrige fiir Landesmietwoh- S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1b des Gesetzes
nungen, die an dienstliche Versorgungsleitungen angeschlossen vom 20. Dezember 2022 (BGBI. I'S. 2793) gedndert wor-
sind, entsprechend anzuwenden. den ist, zu gewahrleisten.
Die Gemeinden und Gemeindeverbande sowie die sonstigen 3 Ein Anspruch der oder des Antragstellenden auf Gewah-
der Aufsicht des Landes unterstechenden Kérperschaften, An- rung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet
stalten und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts werden gebeten, die Bewilligungsbehorde aufgrund ihres pflichtgemalien
entsprechend zu verfahren. Ermessens im Rahmen der verfiigbaren Haushaltsmittel.
Das Rundschreiben ,,Dienstwohnungsvorschriften/Landesmiet- Il Gegenstand der Forderung
wohnungen - Entgelt bei Anschluss der Heizung an dienstliche
Versorgungsleitungen - Festsetzung flir den Abrechnungszeit- Zuwendungen konnen gewéahrt werden fiir
raum 2020/2021* vom 13. Dezember 2021 (ABI. 2022 S. 11)
wird aufgehoben. 1 die Begleitung von Auszubildenden im Rahmen der

praktischen Ausbildung (Hebammenexternat) nach den
§§ 76 und 77 Absatz 1 des Hebammengesetzes vom
22. November 2019 (BGBI. I S. 1759), das zuletzt durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 24. Februar 2021 (BGBI. I
S. 274, 293) gedndert worden ist, in Verbindung mit § 6
Absatz 2 Satz 2 des Hebammengesetzes vom 4. Juni
1985 (BGBI. I S. 902), das durch Artikel 5 des Gesetzes
vom 22. November 2019 (BGBI. I S. 1759, 1777) aul3er
Kraft gesetzt worden ist, sowie nach § 1 Absatz 1 Satz 1
und Absatz 2 Satz 1 der Ausbildungs- und Priifungsver-
ordnung fiir Hebammen und Entbindungspfleger in der
Fassung der Bekanntmachung vom 16. Mirz 1987
(BGBL. I S. 929), die durch Verordnung vom 8. Januar
2020 (BGBI. I S. 39) auBler Kraft gesetzt worden ist,
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die Neu- oder Wiederaufnahme einer freiberuflichen
Hebammentitigkeit, die erstmalige Griindung einer Heb-
ammenpraxis, einer Filiale oder eines Geburtshauses
oder die erstmalige Erweiterung des spezifischen Leis-
tungsspektrums zur Ausilibung einer freiberuflichen Té-
tigkeit als niedergelassene Hebamme fiir kassenfinan-
zierte Regelleistungen der Hebammenbhilfe sowie

die berufsbezogene Fortbildung von Hebammen nach § 1
Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes iiber die Ausiibung des Be-
rufes der Hebamme und des Entbindungspflegers im Land
Brandenburg vom 19. Oktober 1993 (GVBI. I S. 460), das
durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11. Juni 2008 (GVBI. I
S. 134, 142) gedndert worden ist, in Verbindung mit § 7
Absatz 2 der Berufsordnung fiir Hebammen und Entbin-
dungspfleger im Land Brandenburg vom 8. November
1995 (GVBI. 11 S. 702), die durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 11. Juni 2008 (GVBL I S. 134, 143) gedndert wor-
den ist, sowie nach § 9 Absatz 1 Satz 3 und Absatz 3
Nummer 2 des Hebammengesetzes vom 22. November
2019 (BGBI. IS. 39).

Ausgeschlossen von der Forderung sind Fortbildungen,
die dem Erwerb und dem Erhalt der Befdhigung zur Pra-
xisanleitung dienen (§ 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4
der Studien- und Priifungsverordnung fiir Hebammen vom
8. Januar 2020 [BGBL. I S. 39]).

Zuwendungsempfangende
Zuwendungsempfangende sind

nach Abschnitt II. Nummer 1 Hebammen im Land Bran-
denburg, die im Rahmen ihrer freiberuflichen Tatigkeit
Auszubildende einer staatlich anerkannten Schule fiir
Hebammen im Land Brandenburg im Hebammenexter-
nat begleiten,

nach Abschnitt II. Nummer 2 Hebammen, die nachweis-
lich anstreben, im Land Brandenburg eine freiberufliche
Tatigkeit als Hebamme erstmals oder wiederaufzuneh-
men, erstmals eine Praxis, eine Filiale oder ein Geburts-
haus zu griinden oder erstmals die freiberufliche Hebam-
mentitigkeit fiir kassenfinanzierte Regelleistungen der
Hebammenhilfe zu erweitern, sowie

nach Abschnitt II. Nummer 3 Hebammen, die ihre Tatig-
keit im Land Brandenburg ausiiben.

Zuwendungsvoraussetzungen

Voraussetzung fiir die Gewidhrung einer Zuwendung
nach Abschnitt II. Nummer 1 ist, dass

a) die begleiteten Auszubildenden an einer staatlich an-
erkannten Schule fiir Hebammen im Land Branden-
burg ihre Ausbildung absolvieren,

b) die Auszubildenden das Hebammenexternat fiir ei-
nen Zeitraum von mindestens zwei bis hochstens
zwOlf Wochen bei der Hebamme im Land Branden-
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burg absolvieren, wobei eine Ausbildungswoche fiinf
Arbeitstagen entspricht, und

c) die das Externat begleitende Hebamme von der zu-
stindigen Behorde als Praxisstitte erméchtigt wor-
den ist und mit der staatlich anerkannten Schule fiir
Hebammen eine Kooperationsvereinbarung abge-
schlossen hat.

Voraussetzung fiir die Gewidhrung einer Zuwendung
nach Abschnitt II. Nummer 2 ist, dass die Hebamme im
Land Brandenburg eine freiberufliche Tétigkeit erstmals
oder wiederaufnimmt, erstmals eine Praxis, eine Filiale
oder ein Geburtshaus griindet oder erstmals ihre freibe-
rufliche Hebammentitigkeit um kassenfinanzierte Regel-
leistungen der Hebammenhilfe erweitert. Die Zuwen-
dungsempfangenden miissen die freiberufliche Hebam-
mentidtigkeit oder die Arbeit in der Praxis, der Filiale
oder dem Geburtshaus innerhalb von sechs Monaten
nach der Bewilligung der Forderung aufnehmen. Dane-
ben miissen sie sich verpflichten, ihre freiberufliche Té-
tigkeit fiir mindestens 36 Monate im Land Brandenburg
auszuiiben.

Voraussetzung fiir die Gewédhrung einer Zuwendung nach
Abschnitt II. Nummer 3 ist die nachweisliche Teilnahme
an berufsbezogenen und im Einzelfall notwendigen Fort-
bildungen insbesondere der Hebammenschulen, der
Hochschulen mit Hebammenstudiengang und der Heb-
ammenverbénde, die dem Erhalt und der Entwicklung der
zur Berufsausiibung notwendigen Fachkenntnisse dienen.

Art und Umfang, Hohe der Zuwendung
Zuwendung nach Abschnitt II. Nummer 1

Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Festbetrag

Form der Zuwendung: Zuschuss
Hohe der Zuwendung

Es konnen Externate mit einer Mindestdauer von zwei
Wochen bis hochstens zwolf Wochen je begleiteten Aus-
zubildenden gefordert werden. Der Zuschuss betrégt fiir
einen absolvierten Ausbildungstag pauschal 20 Euro, ins-
gesamt hochstens 1 200 Euro bei einer zwdlfwdchigen
Dauer des Hebammenexternats. Zeiten der Unterbre-
chung der Ausbildung, beispielsweise wegen Urlaub
oder Krankheit der oder des Auszubildenden oder der
Hebamme, werden nicht gefordert.

Zuwendung nach Abschnitt II. Nummer 2
Zuwendungsart: Projektforderung
Finanzierungsart:

Festbetrag

Form der Zuwendung: Zuschuss (Pauschale)
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Hohe der Zuwendung

Die Hohe der Zuwendung betrdgt 7 500 Euro (pauschal)
bei der Neu- oder Wiederauthahme einer freiberuflichen
Hebammentitigkeit, der erstmaligen Griindung einer
Hebammenpraxis, einer Filiale oder der erstmaligen Er-
weiterung des spezifischen Leistungsspektrums zur Aus-
iibung einer freiberuflichen Tétigkeit als niedergelassene
Hebamme fiir kassenfinanzierte Regelleistungen der
Hebammenhilfe sowie 15 000 Euro (pauschal) bei der
Griindung oder (Leistungs-)Erweiterung eines hebam-
mengefiihrten Geburtshauses.

Zuwendungsfahig sind Sach- und Personalausgaben, die
in direktem Zusammenhang mit der Aufhahme einer frei-
beruflichen Tatigkeit, der Griindung und dem Aufbau ei-
ner Praxis, einer Filiale oder eines hebammengefiihrten
Geburtshauses oder der erstmaligen Erweiterung einer
freiberuflichen Hebammentitigkeit fiir kassenfinanzierte
Regelleistungen der Hebammenhilfe im Land Branden-
burg stehen.

Zuwendung nach Abschnitt II. Nummer 3

Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage

Zuwendungsfihig sind Ausgaben fiir durch Dritte er-
brachte berufsbezogene Fortbildungen (auch Fachtagun-
gen und fachpéddagogische Fortbildungen) inklusive ge-
gebenenfalls anfallender Priifungsgebiihren insbesonde-
re der Hebammenschulen, der Hochschulen mit Hebam-
menstudiengang und der Hebammenverbénde, die dem
Erhalt und der Entwicklung der zur Berufsausiibung
notwendigen Fachkenntnisse dienen.

Nicht zuwendungsfihig sind Reisekosten.
Hohe der Zuwendung

Die Hohe der Zuwendung betrigt bis zu 50 Prozent der
zuwendungsfiahigen Gesamtausgaben pro Antrag, jedoch
hochstens 500 Euro pro Antragstellenden und Jahr.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Zuwendungen nach Abschnitt II. Nummer 1 und
Nummer 3 werden abweichend von Nummer 1.5 Satz 1
VV zu § 44 LHO bewilligt.

Eine Zuwendung nach dieser Richtlinie ist ausgeschlos-
sen, soweit die oder der Antragstellende fiir denselben
Zweck Zahlungen aus anderen Mitteln des Landes Bran-
denburg, eines anderen Landes, des Bundes, der Europa-
ischen Union oder anderer Staaten erhalt.

VIL.

VIIIL.

1.1

Soweit es sich bei den Zuwendungen um staatliche Bei-
hilfen im Sinne von Artikel 107 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union handelt, erfolgt
die Zuwendung nach Maflgabe und unter Einhaltung der
Voraussetzungen der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der
Kommission vom 25. April 2012 (ABl. L 114 vom
26.4.2012, S. 8), die zuletzt durch die Verordnung (EU)
2020/1474 (ABI. L 337 vom 14.10.2020, S. 1) geéndert
worden ist, oder des Beschlusses 2012/21/EU der Kom-
mission vom 20. Dezember 2011 (ABl. L 7 vom
11.1.2012, S. 3) oder der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013
der Kommission vom 18. Dezember 2013 (ABI. L 352
vom 24.12.2013, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung
(EU) 2020/972 (ABL. L 215 vom 7.7.2020, S. 3) geéndert
worden ist.

Die Zuwendungsempfangenden haben darauf hinzuwir-
ken, dass die geforderten Angebote fiir Menschen mit Be-
hinderungen oder Beeintrichtigungen zugénglich sind.
Mit dem Antrag sind die Maflnahmen darzustellen, mit
denen Menschen mit Behinderungen oder Beeintréchti-
gungen der Zugang zu den geforderten Angeboten ermog-
licht wird. Es ist darauf hinzuwirken, dass die Angebote
zur Erfiillung des Zuwendungszwecks fiir Menschen mit
Behinderungen diskriminierungs- und barrierefrei im Sin-
ne des Brandenburgischen Behindertengleichstellungs-
gesetzes vom 11. Februar 2013 (GVBL. I Nr. 5), das zuletzt
durch Artikel 8 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018
(GVBL. I Nr. 38 S. 16) gedndert worden ist, sind.

Bewilligungsbehorde

Bewilligungsbehorde ist das Landesamt fiir Soziales und
Versorgung (LASV) des Landes Brandenburg, Lipezker
Straf3e 45, 03048 Cottbus. Die Zuwendung und die Aus-
zahlung sind bei der Bewilligungsbehorde auf den von
dieser zur Verfligung gestellten Formularen zu beantragen.

Verfahrensvorschriften
Zuwendungen nach Abschnitt II. Nummer 1
Antragsverfahren

Fiir jedes begleitete Hebammenexternat ist ein gesonder-
ter Antrag zu stellen.

Der Antrag ist im Regelfall bis spitestens acht Wochen
vor dem Beginn des geplanten Hebammenexternats mit
allen notwendigen Unterlagen einzureichen.

Dem Antrag sind beizufiigen:

a) Kopien der Berufsbezeichnungserlaubnis (Urkunde),
der Erméchtigung zur praktischen Ausbildung durch
das fiir Gesundheit zustindige Landesamt und der
Kooperationsvereinbarung mit der Schule sowie

b) als Nachwesis fiir die Ausiibung der Tétigkeit im Land
Brandenburg eine Bestitigung der Anzeige beim Ge-
sundheitsamt nach § 12 Absatz 2 Satz 1 des Branden-
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burgischen Gesundheitsdienstgesetzes vom 23. April
2008 (GVBI.1S. 95), das zuletzt durch Artikel 13 des
Gesetzes vom 25. Januar 2016 (GVBL I Nr. 5 S. 17)
gedndert worden ist.

Bewilligungsverfahren

Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt fiir den Zeit-
raum des Externats, langstens aber fiir zwolf Wochen je
begleiteten Auszubildenden.

Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Abschluss
des Hebammenexternats unter Vorlage der Bestitigung
der Schule iiber den Zeitraum und die Durchfiihrung des
Hebammenexternats.

Verwendungsnachweisverfahren

Die Bestdtigung der Schule gilt als Verwendungsnach-
weis und ist spitestens einen Monat nach Abschluss des
Hebammenexternats bei der Bewilligungsbehorde einzu-
reichen.

Zuwendungen nach Abschnitt II. Nummer 2
Antragsverfahren

Der Antrag ist im Regelfall bis spitestens acht Wochen
vor dem Beginn der geplanten Maflnahme mit allen not-
wendigen Unterlagen einzureichen.

Dem Antrag sind beizufiigen:

a) eine Kopie der Berufsbezeichnungserlaubnis (Ur-
kunde), der Geschifts- und Finanzierungsplan, eine
Erklarung tiber die Neu- oder Wiederaufnahme oder
die erstmalige Offnung der freiberuflichen Hebam-
mentdtigkeit fiir kassenfinanzierte Regelleistungen
der Hebammenbhilfe sowie eine Verpflichtungserkla-
rung der Zuwendungsempfangenden, dass sie ihre
freiberufliche Tatigkeit fiir mindestens 36 Monate im
Land Brandenburg ausiiben werden, sowie

b) ein Nachweis im Sinne der Nummer 1.1 Satz 3 Buch-
stabe b; dieser kann nachgereicht werden.

Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt auf Antrag der
oder des Antragstellenden nach Aufnahme der Praxis-
griindungs- oder Praxiserweiterungsmafinahmen.

Verwendungsnachweisverfahren

Als Nachweis der zweckentsprechenden sowie wirt-
schaftlichen und sparsamen Verwendung dieser Zuwen-
dung ist nach Nummer 10.4 VV zu § 44 LHO eine Ver-
wendungsbestitigung zu erbringen. Zusitzlich hat der
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oder die Zuwendungsempfangende als Verwendungs-
nachweis nachzuweisen, dass die freiberufliche Hebam-
mentidtigkeit mit kassenfinanzierten Regelleistungen der
Hebammenhilfe in den vergangenen 36 Monaten im
Land Brandenburg ausgeiibt wurde (zum Beispiel iiber
den Nachweis der bestehenden Kassenzulassung nach
§ 134a Absatz 1 Satz 1 des Fiinften Buches Sozialgesetz-
buch).

Riickforderung der Zuwendung

Der Zuwendungsbescheid ist unter den Voraussetzungen
der Nummer 8 VV zu § 44 LHO zu widerrufen oder zu-
riickzunehmen, insbesondere wenn die freiberufliche
Hebammentitigkeit oder die Tétigkeit in der Praxis, der
Filiale oder dem Geburtshaus nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der Bewilligung der Férderung aufgenom-
men wird oder innerhalb der Bindungsdauer beendet
wird.

Zuwendungen nach Abschnitt II. Nummer 3
Antragsverfahren

Fiir jede Fortbildung ist ein gesonderter Antrag zu stel-
len. Dieser ist bis spdtestens vier Wochen vor dem Be-
ginn des Vorhabens mit allen notwendigen Unterlagen
einzureichen.

Dem Antrag sind beizufiigen:

a) eine Kopie der Berufsbezeichnungserlaubnis (Ur-
kunde), Angaben zur Fortbildungsveranstaltung
(zum Beispiel eine Kopie des Fortbildungsflyers oder
Ahnliches einschlieBlich Informationen {iber die
Kosten der Fortbildung) sowie

b) bei angestellter Tatigkeit eine Bestitigung des Ar-
beitgebers, dass die oder der Antragstellende eine
festangestellte Tatigkeit im Land Brandenburg aus-
iibt und vom Arbeitgeber keine finanzielle Unterstiit-
zung fiir diese Fortbildung erhélt, oder

c) bei ausschlieBlich freiberuflicher Tétigkeit ein Nach-
weis des Vorliegens derselben im Land Brandenburg
im Sinne der Nummer 1.1 Satz 3 Buchstabe b.

Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt nach Abschluss
der Fortbildung auf Antrag unter Vorlage der Mittel-
anforderung sowie der Bestitigung der Fortbildungsein-
richtung iiber die erfolgreiche Teilnahme an der berufs-
bezogenen Fortbildung. Der Auszahlungsantrag ist spa-
testens einen Monat nach Abschluss der Fortbildung bei
der Bewilligungsbehorde einzureichen.

Verwendungsnachweisverfahren

Die Bestétigung der Fortbildungseinrichtung gilt als Ver-
wendungsnachweis und ist zusammen mit den iibrigen
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Unterlagen nach Nummer 3.2 spitestens einen Monat
nach Abschluss der Fortbildung bei der Bewilligungsbe-
horde einzureichen.

Zu beachtende Vorschriften

Fir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Riickforde-
rung der gewdhrten Zuwendung gelten die VV zu §§ 23,
44 LHO, soweit nicht in dieser Forderrichtlinie Abwei-
chungen zugelassen worden sind.

Es gelten die Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zu-
wendungen zur Projektforderung (ANBest-P, Anlage 2
zu VV Nr. 5.1 zu § 44 LHO) in der jeweils geltenden
Fassung.

Der Landesrechnungshof Brandenburg ist berechtigt, bei
den Zuwendungsempfangenden zu priifen.

Die Bewilligungsbehorde ist berechtigt, Biicher, Belege
und sonstige Geschéftsunterlagen anzufordern sowie die
Verwendung der Zuwendung durch ortliche Erhebungen
zu priifen oder durch Beauftragte priifen zu lassen. Die
oder der Zuwendungsempfangende hat die entsprechen-
den Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Aus-
kiinfte zu erteilen.

Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2023 in
Kraft und mit Ablauf des 31. Dezember 2024 aufler
Kraft.

Richtlinie des Ministeriums fiir Wissenschaft,
Forschung und Kultur zur Forderung
von Wissenschaft und Forschung
aus dem Européischen Sozialfonds Plus
in der EU-Forderperiode 2021-2027

Vom 13. Januar 2023

Zuweisungs- beziehungsweise Zuwendungszweck',
Rechtsgrundlagen

Das Land Brandenburg gewéhrt nach MafB3gabe dieser
Richtlinie, der §§ 9, 23 und 44 der Landeshaushaltsord-
nung (LHO) und der dazu ergangenen Verwaltungsvor-
schriften (VV) sowie des Programms des Landes Bran-
denburg fiir den Européischen Sozialfonds Plus (ESF+)
in der Forderperiode 2021-2027, einschlieBlich

- der Verordnung (EU) 2021/1060 des Europidischen
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 mit ge-

In Bezug auf die Europa-Universitit Frankfurt (Oder) ist die Form der Zuwen-
dung zu wiéhlen.

1.2

1.3

1.4

1.5

meinsamen Bestimmungen fiir den Europidischen
Fonds fiir regionale Entwicklung, den Europdischen
Sozialfonds Plus, den Kohésionsfonds, den Fonds fiir
einen gerechten Ubergang und den Europiischen
Meeres-, Fischerei- und Aquakulturfonds sowie mit
Haushaltsvorschriften fiir diese Fonds und fiir den
Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds, den Fonds
fiir die innere Sicherheit und das Instrument fiir
finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und
Visumpolitik (ABI. L 231 vom 30.6.2021, S. 159),

- der Verordnung (EU) 2021/1057 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 24. Juni 2021 zur Ein-
richtung des Européischen Sozialfonds Plus (ESF+)
und zur Aufthebung der Verordnung (EU) Nr. 1296/2013
(ABL. L 231 vom 30.6.2021, S. 21)

in den jeweils geltenden Fassungen, Zuweisungen bezie-
hungsweise Zuwendungen aus Mitteln des ESF+ fiir
Wissenschaft und Forschung.

Auf die Gewdhrung der Zuweisung bezichungsweise Zu-
wendung besteht kein Rechtsanspruch. Vielmehr ent-
scheidet die Bewilligungsbehorde auf Grund ihres
pflichtgemélen Ermessens im Rahmen der verfligbaren
Haushaltsmittel.

Ziel der Forderung ist es, den Studienerfolg der Branden-
burger Studierenden zu verbessern. Hierzu gehdren Maf3-
nahmen, die wihrend des Studienverlaufs unterstiitzen,
sowie Maflnahmen, die die Brandenburger Studierenden
auf einen erfolgreichen Einstieg in den Brandenburger
Arbeitsmarkt vorbereiten und auch nach ihrem Abschluss
im Land halten sollen, aber auch MaB3nahmen, die noch
vor der Aufnahme eines Studiums im Rahmen der Stu-
dienorientierung stattfinden. Dabei soll ein besonderes
Augenmerk auf der Unterstlitzung nicht-traditioneller
Studierender liegen. Mit den aus dem ESF+ geforderten
vielseitigen Maflnahmen soll ein Beitrag zur Sicherung
und Steigerung der Anzahl von hochqualifizierten Fach-
kréften fiir das Land Brandenburg und zur Umsetzung
der Offenheit und Durchléssigkeit der Hochschulen ge-
leistet werden.

Bei der Forderung von Vorhaben mit Mitteln aus den Eu-
ropdischen Strukturfonds sind die bereichsiibergreifen-
den Grundsitze nach Artikel 9 der Verordnung (EU)
2021/1060 zu berticksichtigen.

Die Achtung der Grundrechte und die Einhaltung der
Charta der Grundrechte der Europdischen Union ist bei
der gesamten Umsetzung der Forderung zu gewdhrleis-
ten.

Der Grundsatz der Gleichstellung der Geschlechter ist
einzuhalten. Dabei ist das Gender-Mainstreaming-Prin-
zip anzuwenden, wonach die durchgéngige Beriicksichti-
gung der Geschlechtergleichstellung und die Einbezie-
hung der Geschlechterperspektive wéihrend der gesamten
Vorbereitung, Durchfiihrung, Begleitung und Evaluie-
rung der Maflnahme sowie der Berichterstattung dariiber
beriicksichtigt und gefordert werden. Insbesondere sol-
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len hierbei Mafinahmen durchgefiihrt werden, die ge-
schlechtsbedingten Disparitdten in einzelnen Studien-
gingen und Fachrichtungen entgegenwirken.

Die vorgesehenen gleichstellungsfordernden Aktionen
sind im Forderantrag darzustellen und die erzielten Er-
gebnisse sind in der Berichterstattung zu dokumentieren.

Der Grundsatz der Nichtdiskriminierung aus Griinden
des Geschlechts, der ethnischen Herkunft, der Religion
oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters
oder der sexuellen Ausrichtung ist wiahrend der Vorberei-
tung, Durchfiihrung, Begleitung und Evaluierung von
Mafnahmen und der Berichterstattung dariiber einzuhal-
ten. Die Zugénglichkeit fiir Menschen mit Behinderun-
gen wird bei der gesamten Vorbereitung und Durchfiih-
rung der Maflnahme beriicksichtigt.

Die vorgesehenen Aktionen sind im Férderantrag darzu-
stellen und die erzielten Ergebnisse sind in der Bericht-
erstattung zu dokumentieren. Dariiber hinaus sollen ge-
zielte Maflnahmen zur Unterstiitzung Studierender mit
Migrationshintergrund beziehungsweise mit gesundheit-
lichen Beeintrachtigungen durchgefiihrt werden.

Der Grundsatz einer nachhaltigen Entwicklung, die den
Zielen der Vereinten Nationen fiir nachhaltige Entwick-
lung, dem Ubereinkommen von Paris und dem Grund-
satz der ,,Vermeidung erheblicher Beeintrachtigungen*
Rechnung trigt, ist Bestandteil des ESF+-Programms.
Der vorgesehene Beitrag einer Mainahme zur nachhalti-
gen Entwicklung ist im Férderantrag darzustellen und die
erzielten Ergebnisse sind in der Berichterstattung zu do-
kumentieren.

Gegenstand der Forderung
Gefordert werden:
Fordertatbestand 1: Studienerfolg

Gefordert werden spezifische Maflnahmen, die den Stu-
dienerfolg der Brandenburger Studierenden fordern und
die sich sowohl auf den Studieneinstieg als auch auf den
Studienverlauf erstrecken. Bei allen Malnahmen gilt es,
die zunehmende Heterogenitét der Studierendenschaft zu
berticksichtigen und insbesondere nicht-traditionelle Stu-
dierende, wie junge Menschen aus nichtakademischen
Elternhdusern, mit nicht-klassischen Bildungswegen
oder Menschen mit Beeintrachtigungen, zu unterstiitzen.
Durch spezifische Mainahmen soll auBlerdem bestehen-
den geschlechtsbedingten Disparititen in den Bildungs-
biografien und geschlechtsspezifischen Vorurteilen, etwa
bei der Studienwahl, entgegengewirkt werden.

2.2

23

24

Gefordert werden kénnen
a) insbesondere

- MaBnahmen zur Erhohung des Studienerfolgs,
zum Beispiel durch
- digitale Unterstiitzungsangebote fiir einen er-
folgreichen Studienverlauf,
- Unterstiitzungskurse fiir Studierende mit
2. oder 3. Bildungsabschluss,
- Unterstiitzungsangebote fiir Frauen in MINT-
Féchern,
- Mentoring-Programme durch Studierende,
- fachspezifische Studienvorbereitungsangebote,
- Studienfachorientierung und -information,

b) die Vermittlung von spezifischen Kompetenzen an
das Hochschulpersonal im Umgang mit den hetero-
genen Gruppen mit direktem Bezug zu den unter
Buchstabe a genannten Forderinhalten.

Fordertatbestand 2: Identifikation mit Brandenburg

Gefordert werden Maflnahmen, die das Zugehorigkeits-
gefiihl Brandenburger Studierender zur Hochschule und
die Identifikation zum Hochschulstandort erhohen, um
insbesondere die Studierenden in den Ubergangsphasen
ihres Studiums von Bachelor zu Master sowie in das Be-
rufsleben im Land Brandenburg zu halten.

Gefordert werden konnen spezifische Angebote bei-
spielsweise zur Studienorientierung am Ubergang Ba-
chelor-Master, Unterstiitzungsangebote in der Master-
eingangsphase, Mafinahmen, die besonders auf die Gruppe
der internationalen Studierenden zielen, sowie Vernet-
zungsangebote fiir die Studierenden in ihrer Freizeit,
aber auch Mentoring-Programme fiir Studierende durch
lokal verankerte Alumni oder Lerntandems.

Fordertatbestand 3: Vorbereitung auf den Berufseinstieg

Gefordert werden MafBnahmen, um Studierende in der
Studienabschlussphase und Absolventinnen und Absol-
venten nach Abschluss von Studium oder Promotion
beim Einstieg in den Brandenburger Arbeitsmarkt zu un-
terstiitzen.

Gefordert werden konnen spezifische Angebote zur Vor-
bereitung und Begleitung des Ubergangs in die Berufs-
tatigkeit, zum Beispiel Coaching, Mentoring oder Pro-
jekte zur Karriereentwicklung insbesondere von Frauen.

Gefordert werden sollen hierbei liberwiegend teilneh-
merbezogene Maflnahmen. Ein besonderer Fokus liegt
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auf den MaBnahmen, die die Identifikation mit Branden-
burg sicherstellen und auf den Berufseinstieg in Bran-
denburg vorbereiten. Einen dhnlichen Schwerpunkt bil-
den Maflnahmen, die den Studienerfolg sicherstellen. In
geringem Mafle konnen MaBnahmen gefordert werden,
die zur Studienorientierung beitragen.

In den Fordertatbestdnden 2.1 bis 2.3 kdnnen die konzep-
tionelle Entwicklung, der Aufbau organisatorischer
Strukturen sowie Einflihrungsphasen mithilfe einer An-
schubfinanzierung aus Mitteln des ESF+ gefordert wer-
den. Dabei ist seitens der Zuweisungs- beziehungsweise
Zuwendungsempfangenden darzulegen, ob eine Versteti-
gung der Projektinhalte nach Auslaufen der ESF+-Forde-
rung vorgesehen ist. Die Verstetigung soll in der Regel
durch die Zuweisungs- bezichungsweise Zuwendungs-
empfangenden erfolgen.

Zuweisungs- beziehungsweise Zuwendungsempfan-
gende

Zuweisungs- beziehungsweise Zuwendungsempfangen-
de konnen alle staatlichen Hochschulen im Land Bran-
denburg sein.

Zuweisungs- beziehungsweise Zuwendungsvoraus-
setzungen

Zuschussfahig sind projektbezogene Personal- und Sach-
ausgaben.

Art und Umfang, Hohe der Zuweisung/Zuwendung

Zuweisungs- beziehungsweise
Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Anteilfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss beziehungs-
weise Zuweisung

Bemessungsgrundlage

Bei Vorhaben, deren Gesamtausgaben 200 000 Euro iiber-
schreiten, umfassen die forderfahigen Gesamtausgaben
direkte und indirekte Ausgaben. Die direkten Ausgaben
umfassen Personal- und Sachausgaben. Die indirekten
Ausgaben werden pauschaliert bemessen geméil Artikel 54
Buchstabe b der Verordnung (EU) 2021/1060 in Héhe von
15 Prozent der direkten Personalausgaben.

Bei Vorhaben, deren Gesamtausgaben 200 000 Euro
nicht iiberschreiten, umfassen die forderfahigen Gesamt-
ausgaben die direkten Personalausgaben und fiir alle rest-
lichen Ausgaben eine Pauschale nach Artikel 56 Absatz 1
der Verordnung (EU) 2021/1060 in Hohe von 30 Prozent
der direkten Personalausgaben.

Ausschlaggebend dafiir, ob die forderfahigen Gesamt-
ausgaben nach Nummer 5.4.1 oder Nummer 5.4.2 be-
stimmt werden, ist die im Ergebnis der Antragspriifung

5.5

5.6

6.1

6.2

im Bewilligungsbescheid festzulegende Hohe der forder-
fahigen Gesamtausgaben.

Hohe der Zuweisung/Zuwendung

Die Hohe der Zuweisung beziehungsweise Zuwendung
wird unter Zugrundelegung des fiir den Forderzweck be-
stechenden und anerkannten Bedarfes festgelegt. Die
Mindesthohe der Gesamtausgaben fiir ein Vorhaben be-
tragt 20 000 Euro.

Die Forderung betrdgt maximal 60 Prozent der zuwei-
sungs- beziehungsweise zuwendungsfihigen Ausgaben.

Nicht gefordert werden:

- Kalkulatorische Mieten fiir eigene Rdume und Ge-
bidude der Zuweisungs- beziehungsweise Zuwen-
dungsempfangenden

- Ausgaben fiir Investitionen, Darlehens- und Konto-
kreditzinsen, Provisionen, Abschreibungen, freiwilli-
ge Versicherungen, Umsatzsteuer, sofern eine Vor-
steuerabzugsberechtigung besteht.

Sonstige Zuweisungs- beziehungsweise Zuwendungs-
bestimmungen

Die Forderung unternehmerischer Tatigkeit im Sinne des
Artikels 107 des Vertrags liber die Arbeitsweise der Eu-
ropdischen Union (AEUV) ist ausgeschlossen. Es wer-
den nur nichtwirtschaftliche Tétigkeiten der Zuweisungs-
beziechungsweise Zuwendungsempfangenden gefordert.

Pflichten zur Transparenz und Kommunikation

Gemil den Artikeln 49 und 50 der Verordnung (EU)
2021/1060 sind die Begiinstigten einer Forderung aus
dem ESF+ verpflichtet, bei allen Kommunikations- und
SichtbarkeitsmaBnahmen auf die Unterstiitzung aus dem
ESF+ hinzuweisen, wahrend der Durchfiihrung der Maf3-
nahmen die Offentlichkeit (insbesondere im Internet, ge-
geniiber den Medien und durch Plakatierung im Objekt)
tiber die Unterstiitzung aus dem ESF+ zu informieren
und die Teilnehmenden der geforderten Maflnahmen
iber die Finanzierung durch den ESF+ zu unterrichten.
Dabei ist auf die Forderung des Landes Brandenburg aus
Mitteln des ESF+ so hinzuweisen, dass die fordernde
Rolle des Landes Brandenburg und der Europiischen
Union fiir die Aktivitdten nach dieser Richtlinie zum
Ausdruck gebracht wird. Das ,,Merkblatt Transparenz
und Kommunikation in der Forderperiode 2021-2027¢
mit detaillierten Angaben zu den Vorgaben sowie Ar-
beitshilfen und Unterstiitzungsangebote sind auf der
Website https:/esf.brandenburg.de verdffentlicht. Das
Merkblatt ist fiir die Zuweisungs- beziehungsweise Zu-
wendungsempfangenden verbindlich.

Die Begiinstigten stellen der Européischen Union auf Er-
suchen das Kommunikations- und Sichtbarkeitsmaterial
zur Verfiigung und erteilen der Union eine unentgeltli-
che, nichtausschlieBliche und unwiderrufliche Lizenz zur
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Nutzung solchen Materials und jedweder damit zusam-
menhéngender bereits bestehender Rechte gemill An-
hang IX der Verordnung (EU) 2021/1060, sofern dies
nicht erhebliche Zusatzkosten oder Verwaltungsaufwand
verursacht.

Die Hochschulen als Zuweisungs- beziehungsweise Zu-
wendungsempfangende haben als 6ffentlich grundfinan-
zierte Einrichtungen mit der Antragstellung eine Erkla-
rung abzugeben, aus der hervorgeht, dass die beantragte
Forderung nur fiir Vorhaben genutzt wird, die {iber den
durch die 6ffentliche Hand grundfinanzierten Bereich hi-
nausgehen. Die Mittel sind nur fiir zusétzliche oder er-
ginzende Vorhaben einzusetzen. Auf Grund dessen sind
die zugewiesenen Fordermittel von den staatlichen Haus-
haltsmitteln getrennt zu halten, indem entweder ein eige-
nes Vorhabenskonto erdffnet oder ein eigener Kostentra-
ger innerhalb des Haushalts eingerichtet wird.

Das fiir Wissenschaft und Forschung zustiandige Ministe-
rium des Landes Brandenburg bestdtigt die Zusétzlich-
keit der beantragten Ausgaben fiir das jeweilige Einzel-
vorhaben.

Liste der Vorhaben

Gemil Artikel 49 Absatz 3 Satz 3 der Verordnung (EU)
2021/1060 ist eine Liste der Vorhaben, wie in dem nach-
folgenden Zitat dargestellt, zu fiihren.

,,Die Liste enthilt folgende Daten:

a) bei juristischen Personen Name des Begiinstigten;
bei einer offentlichen Auftragsvergabe Name des
Auftragnehmers;

b) bei natiirlichen Personen Vor- und Nachname des Be-
glinstigten;

c) [...I;

d) Bezeichnung des Vorhabens;

e) Zweck und erwartete oder tatsdchliche Errungen-
schaften des Vorhabens;

f) Datum des Beginns des Vorhabens;

g) voraussichtliches oder tatsdchliches Datum des Ab-
schlusses des Vorhabens;

h) Gesamtkosten des Vorhabens;

i) betroffener Fonds;

j) betroffenes spezifisches Ziel;

k) Kofinanzierungssatz der Union;

1) Standortindikator oder Geolokalisierung fiir das Vor-
haben und das betroffene Land;

m) bei Vorhaben ohne festen Standort oder Vorhaben mit
mehreren Standorten den Standort des Begiinstigten,
wenn der Begilinstigte eine juristische Person ist,
bzw. die Region auf NUTS-2-Ebene, wenn der Be-
glinstigte eine natiirliche Person ist;

n) Artder Intervention fiir das Vorhaben gemalf Artikel 73
Absatz 2 Buchstabe g.*

Die Begiinstigten einer Forderung aus dem ESF+ erkla-
ren sich bei Annahme der Finanzierung damit einverstan-
den, dass sie in die zu verdffentlichende Liste der Vorha-
ben aufgenommen werden.

6.5

7.1

Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung
der Entwicklung der Forderung, zur begleitenden und ab-
schlieBenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, Be-
wertung, Finanzverwaltung und Uberpriifung/Priifung
der Forderung gemdl bestehenden und vorbehaltlich
noch zu erlassenden EU-Bestimmungen fiir den Struk-
turfondsforderzeitraum 2021-2027 erfasst und speichert
die Investitionsbank des Landes Brandenburg (ILB) sta-
tistische Daten, einschlieBlich Angaben zu den teilneh-
menden Personen, in elektronischer Form und fordert
hierfiir die entsprechenden Erklarungen von den Teilneh-
menden ab. Das betrifft insbesondere Informationen zu
den Antragstellenden und Zuweisungs- beziechungsweise
Zuwendungsempfangenden (wirtschaftlich Berechtig-
ten), den beantragten und geforderten Maflnahmen sowie
den geforderten Personen (Teilnehmende).

Mit dem Antrag erklédren sich die Antragstellenden damit
einverstanden, die notwendigen Daten fiir die Projekt-
begleitung, Projektbewertung und Evaluierung, Projekt-
finanzverwaltung sowie Uberpriifung und Priifung zu
erheben, zu speichern und an die beauftragten Stellen
weiterzuleiten. Die Erfiillung der Berichtspflichten sowie
die Erhebung und Verarbeitung der Daten ist wesentliche
Fordervoraussetzung und notwendig fiir den Abruf von
Fordermitteln des Landes Brandenburg bei der Europi-
ischen Kommission und deren Auszahlung an die Zuwei-
sungs- beziehungsweise Zuwendungsempfangenden.

Die Zuweisungs- beziehungsweise Zuwendungsempfan-
genden sind verpflichtet, die genannten sowie gegebenen-
falls weitere fiir die Evaluierung erforderliche Daten zu
erheben und der Bewilligungsbehérde zu vorgegebenen
Zeitpunkten zu iibermitteln. Bei der Erhebung und Verar-
beitung personenbezogener Daten miissen die daten-
schutzrechtlichen Bestimmungen der Verordnung (EU)
2016/679 des Europdischen Parlaments und des Rates
vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG
(Datenschutz-Grundverordnung - DSGVO) und des Bran-
denburgischen Datenschutzgesetzes beachtet werden.

Die Zuweisungs- bezichungsweise Zuwendungsempfan-
genden sind zudem verpflichtet, mit den fiir das Monito-
ring und die Evaluierung der Férderungen beauftragten
Stellen zusammenzuarbeiten. Weitere Hinweise zu den
Pflichten der Zuweisungs- beziehungsweise Zuwen-
dungsempfangenden hinsichtlich Monitoring und Evalua-
tion der Forderung stellt die ILB im Webportal zur Verfii-

gung.
Fehlende Daten konnen filir die Zuweisungs- beziehungs-
weise Zuwendungsempfangenden Zahlungsaussetzungen
bis hin zur Authebung der Bewilligung zur Folge haben.
Verfahren

Antragsverfahren

Antrdge auf Forderung einschlieBlich des Konzepts und
der erforderlichen Anlagen sind iiber das Internetportal
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der Bewilligungsbehorde ILB zu stellen (sieche Online-
Antragsverfahren unter www.ilb.de). Anforderungen an
die Konzepte sind in der Anlage enthalten.

Bewilligungsverfahren

Uber die Gewihrung der Zuweisung beziehungsweise
Zuwendung entscheidet die Investitionsbank des Landes
Brandenburg (Bewilligungsbehérde) unter Berticksichti-
gung des fachlichen Votums des fiir Wissenschaft und
Forschung zustindigen Ministeriums des Landes Bran-
denburg. Die Grundlage fiir die Bewilligung bilden der
Antrag und die dazu einzureichenden Anlagen (Darstel-
lung der notwendigen Vorhabenbestandteile mit konkre-
ten Kostenaufstellungen). Maflgeblich fiir die Beurtei-
lung der Zuweisungs- beziechungsweise Zuwendungs-
fahigkeit des Vorhabens ist die Sach- und Rechtslage
zum Zeitpunkt der Entscheidung iiber die Bewilligung
der Forderung.

Mittelanforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Auszahlung der Zuweisung bezichungsweise Zu-
wendung erfolgt nach Mittelanforderung gemafl Num-
mer 1.4 der Allgemeinen Nebenbestimmungen fiir Zu-
wendungen fiir aus den EU-Fonds im Rahmen von ESF+,
EFRE (inklusive Interreg A), JTF und EMFAF finan-
zierte Vorhaben in der Forderperiode 2021 bis 2027
(ANBest-EU 21) in der jeweils geltenden Fassung im
Vorschussprinzip.

Die Anforderung der Mittel erfolgt online iiber das Inter-
netportal der ILB. Fiir die Anforderung bewilligter Zuwei-
sungen beziehungsweise Zuwendungen ist das dort bereit-
gestellte Formular ,,Mittelanforderung* zu verwenden.

Verwendungsnachweisverfahren

Es ist ein Verwendungsnachweis nach Nummer 6 ff.
ANBest-EU 21 einzureichen. Die Einreichung erfolgt
online iiber das Internetportal der ILB.

Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuweisung bezichungsweise Zuwendung sowie fiir den
Nachweis und die Priifung der Verwendung und die ge-
gebenenfalls erforderliche Authebung des Zuwendungs-
bescheides und die Riickforderung der gewihrten Zuwei-
sung beziehungsweise Zuwendung gelten die VV zu § 44
LHO und die ANBest-EU 21 in der jeweils geltenden
Fassung, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen
zugelassen worden sind.

Uber die Landeshaushaltsordnung hinaus gelten die Re-
gelungen der EU fiir den Strukturfondsférderzeitraum
2021-2027 (EU-Verordnungen, die dazugehdrenden de-

7.6

legierten Rechtsakte und Durchfiihrungsbestimmungen)
in der zum Zeitpunkt der Entscheidung jeweils geltenden
Fassung. Daraus ergeben sich Besonderheiten, insbeson-
dere hinsichtlich der Auszahlung, des Abrechnungsver-
fahrens, der Aufbewahrungsfristen und der Priifrechte,
die im Zuwendungsbescheid den Zuweisungs- bezie-
hungsweise Zuwendungsempfangenden im Einzelnen
mitgeteilt werden.

Die Bewilligungsbehdrde ist berechtigt, Biicher, Belege
und sonstige Geschéftsunterlagen anzufordern sowie die
Verwendung der Zuweisung beziehungsweise Zuwen-
dung durch ortliche Erhebungen zu priifen oder durch
Beauftragte priifen zu lassen. Die Zuweisungs- bezie-
hungsweise Zuwendungsempfangenden haben die erfor-
derlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendi-
gen Auskiinfte zu erteilen.

Der Landesrechnungshof ist gemill § 88 Absatz 1 und
§ 91 LHO zur Priifung berechtigt. Des Weiteren sind der
Européische Rechnungshof, die Europdische Kommis-
sion, die fiir den ESF+ in Brandenburg zusténdige Verwal-
tungs-, Bescheinigungs- und Priifbehdrde sowie deren
beauftragte Dritte berechtigt, bei den Zuweisungs- bezie-
hungsweise Zuwendungsempfangenden zu priifen. Die
Zuweisungs- beziehungsweise Zuwendungsempfangen-
den sind verpflichtet, diesen Stellen im Rahmen der
Uberpriifung Einblick in die Geschiftsunterlagen und
Zugang zu den Geschéftsrdumen zu gewédhren und alle in
Zusammenhang mit der Verwendung der Zuweisung be-
ziehungsweise Zuwendung stehenden Auskiinfte zu er-
teilen.

Subventionserhebliche Tatsachen

Gemif dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom
11. November 1996 (GVBI. I S. 306) gelten fiir Leistun-
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des
§ 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6
des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBI. I
S. 2034, 2037).

Die Bewilligungsbehorde hat gegeniiber den Antragstel-
lenden in geeigneter Weise deutlich zu machen, dass es
sich bei den Zuweisungen beziechungsweise Zuwendun-
gen in der gewerblichen Wirtschaft um Subventionen im
Sinne von § 264 StGB handelt. Die subventionserhebli-
chen Tatsachen im Sinne des § 264 StGB werden den
Zuweisungs- beziehungsweise Zuwendungsempfangen-
den im Rahmen des Antrags- und Bewilligungsverfah-
rens als subventionserheblich bezeichnet.

Geltungsdauer

Diese Forderrichtlinie tritt mit Unterzeichnung in Kraft
und mit Ablauf des 31. Dezember 2028 aufer Kraft.
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Anlage zu Nummer 7.1 der Richtlinie des Ministeriums fiir
Wissenschaft, Forschung und Kultur zur Forderung von
Wissenschaft und Forschung aus dem Européischen Sozial-
fonds Plus in der EU-Forderperiode 2021-2027

Anforderungen an einzureichende Konzepte, Bewertungs-
kriterien und Gewichtung bei der fachlichen Bewertung

Bei Antragstellung ist ein aussagefdhiges Konzept einzurei-
chen, das Angaben zu den Zielsetzungen, zu zentralen Arbeits-
schritten und Zeithorizonten (Arbeits- und Zeitplan) enthalten
muss.

Die eingereichten Konzepte zu den Fordertatbestinden nach
den Nummern 2.1 bis 2.3 der Richtlinie werden anhand der un-

Fordertatbestand 1: Studienerfolg

ten genannten Kriterien einzeln bewertet. Es konnen maximal
5 Punkte pro Kriterium vergeben werden:

Informationsmangel oder keine Kriterienerfiillung (0 Punkte)

schwache Kriterienerfiillung (1 Punkt)

geniigende Kriterienerfiillung (2 Punkte)
gute Kriterienerfiillung (3 Punkte)
sehr gute Kriterienerfiillung (4 Punkte)
ausgezeichnete Kriterienerfiillung (5 Punkte)

Es kann eine Punktzahl von maximal 500 erreicht werden. Fiir
eine Forderung kommen nur Vorhaben in Betracht, die mindes-
tens 300 Punkte (60 Prozent) erreichen.

Die Begriindung der Punktevergabe erfolgt in Stichpunkten.

Nach der Punktevergabe werden die Bewertungskriterien wie
folgt gewichtet:

Bewertungskriterien Gewichtung Punkte
Qualitdt und Schliissigkeit des Projektkonzepts 20
Unterstiitzung der heterogenen Studierendenschaft beim Studienerfolg, insbesondere nicht-traditio-
nelle Studierendengruppen 20
Offnung der Hochschule fiir sowie Unterstiitzung von neuen Studierendengruppen
Neuartigkeit der Malnahmen 10
Gleichstellung der Geschlechter, unter anderem
- geschlechtsspezifischer Ansatz zur Forderung des Abbaus geschlechterbedingter Disparititen 10
(zum Beispiel Gewinnung von Frauen fiir MINT-Studienrichtungen)
- Relevanz insbesondere fiir Menschen mit Familienverantwortung
Nichtdiskriminierung, unter anderem
- Relevanz insbesondere fiir Menschen mit Behinderungen
- Relevanz insbesondere fiir Menschen aus bildungsfernen Haushalten 10
- Relevanz insbesondere fiir Menschen aus dem Ausland beziehungsweise mit Migrationshinter-
grund (zum Beispiel internationale Studierende)
Teilnehmendenzahl 20
Passfahigkeit zum Profil der Hochschule 5
Moglichkeit zur Nachnutzung der Ergebnisse der Mafinahme 5
Gesamt 100

Fordertatbestand 2: Identifikation mit Brandenburg

grund (zum Beispiel internationale Studierende)

- Relevanz insbesondere fiir Menschen aus dem Ausland beziehungsweise mit Migrationshinter-

Bewertungskriterien Gewichtung Punkte

Qualitdt und Schliissigkeit des Projektkonzepts 20

Starkung der Bindung der Studierenden an die Hochschulstandorte 20

Neuartigkeit der Maflnahmen 10

Gleichstellung der Geschlechter, unter anderem

- geschlechtsspezifischer Ansatz zur Forderung des Abbaus geschlechterbedingter Disparitiaten 10
(zum Beispiel Gewinnung von Frauen fiir MINT-Studienrichtungen)

- Relevanz insbesondere fiir Menschen mit Familienverantwortung

Nichtdiskriminierung, unter anderem

- Relevanz insbesondere fiir Menschen mit Behinderungen

- Relevanz insbesondere fiir Menschen aus bildungsfernen Haushalten 10
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Bewertungskriterien Gewichtung Punkte
Teilnehmendenzahl 20
Passfahigkeit zum Profil der Hochschule 5
Moglichkeit zur Nachnutzung der Ergebnisse der Mafinahme 5
Gesamt 100
Fordertatbestand 3: Vorbereitung auf den Berufseinstieg
Bewertungskriterien Gewichtung Punkte
Qualitdt und Schliissigkeit des Projektkonzepts 20
Unterstiitzung der Studierenden beim Einstieg in das Berufsleben und den Brandenburger Arbeits- 20
markt
Neuartigkeit der Konzepte zur Interessensweckung bei den Zielgruppen 10
Gleichstellung der Geschlechter, unter anderem
- geschlechtsspezifischer Ansatz zur Forderung des Abbaus geschlechterbedingter Disparititen 10
(zum Beispiel Gewinnung von Frauen fiir MINT-Studienrichtungen)
- Relevanz insbesondere fiir Menschen mit Familienverantwortung
Nichtdiskriminierung, unter anderem
- Relevanz insbesondere fiir Menschen mit Behinderungen
- Relevanz insbesondere fiir Menschen aus bildungsfernen Haushalten 10
- Relevanz insbesondere fiir Menschen aus dem Ausland beziehungsweise mit Migrationshinter-
grund (zum Beispiel internationale Studierende)
Teilnehmendenzahl 20
Passfahigkeit zum Profil der Hochschule 5
Moglichkeit zur Nachnutzung der Ergebnisse der MaBinahme 5
Gesamt 100

1.1

Richtlinie des Ministeriums fiir Wirtschaft,
Arbeit und Energie des Landes Brandenburg
zur Forderung des Landesprogramms
»Assistierte Ausbildung Brandenburg*
(AsA Brandenburg)

Vom 20. Januar 2023

Zuwendungszweck, Rechtsgrundlagen

Das Land Brandenburg gewihrt nach Maflgabe dieser
Forderrichtlinie sowie der §§ 23 und 44 der Landeshaus-
haltsordnung (LHO) und der dazu ergangenen Verwal-
tungsvorschriften (VV) in den jeweils geltenden Fassun-
gen Zuwendungen zur Durchfithrung von Malinahmen
der Assistierten Ausbildung Brandenburg (AsA Branden-
burg). Das Landesprogramm erginzt die Forderung der
Bundesagentur fiir Arbeit nach den §§ 74, 75, 75a des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III), um einem
groferen Kreis von Ausbildungsinteressierten und Aus-
zubildenden Zugang zu Unterstiitzungsmalinahmen der
Assistierten Ausbildung zu ermoglichen.

Durch die MaBnahmen des Landesprogramms sollen un-
terstlitzungsbediirftige Menschen ohne Zugang zu den
oben genannten Maflnahmen der Bundesagentur flir Ar-

1.2

beit langfristig in Ausbildung integriert werden. Die
MaBnahmen kénnen aus einer vorgeschalteten ausbil-
dungsvorbereitenden Phase (Phase I) und/oder einer aus-
bildungsbegleitenden Phase (Phase II) bestehen. Ziele
der AsA Brandenburg sind die Aufnahme einer Berufs-
ausbildung im Land Brandenburg und die Hinfiihrung
auf den Abschluss der betrieblichen oder schulischen Be-
rufsausbildung. Das Ziel der AsA Brandenburg ist auch
erreicht, wenn der oder die Teilnechmende seine betrieb-
liche oder schulische Berufsausbildung ohne die Unter-
stiitzung fortsetzen und abschlielen kann.

Die Forderungen nach dieser Richtlinie werden entspre-
chend den Voraussetzungen des Beschlusses der Kom-
mission 2012/21/EU vom 20. Dezember 2011 iiber die
Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags tiber
die Arbeitsweise der Europdischen Union auf staatliche
Beihilfen in Form von Ausgleichszahlungen zugunsten
bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem In-
teresse (DAWI) betraut sind (ABI. L 7 vom 11.1.2012,
S. 3, im Folgenden: ,,DAWI-Freistellungsbeschluss®), ge-
wihrt. Der nach Artikel 4 des Freistellungsbeschlusses
erforderliche Betrauungsakt setzt sich aus der vorliegen-
den Forderrichtlinie sowie den jeweiligen Zuwendungs-
bescheiden zusammen.
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Die geforderten Maflnahmen dienen sozialen und ge-
meinniitzigen Zwecken, die nicht oder nur in unzurei-
chender Weise am Markt angeboten werden. Sie stellen
MaBnahmen zur Deckung des sozialen Bedarfs im Hin-
blick auf den Zugang zum Arbeits- beziechungsweise
Ausbildungsmarkt entsprechend Artikel 2 Absatz 2
Buchstabe ¢ des DAWI-Freistellungsbeschlusses dar.

Auf die Gewidhrung der Zuwendung besteht kein Rechts-
anspruch. Vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehorde
auf Grund ihres pflichtgemdBen Ermessens im Rahmen
der verfligbaren Haushaltsmittel.

Gegenstand der Forderung

Im Rahmen der ausbildungsvorbereitenden Phase I der
AsA Brandenburg werden bedarfsorientierte Unterstiit-
zungsleistungen/-mafinahmen gefordert, die zur Absiche-
rung der Berufswahlentscheidung und zu einer passenden
Ausbildungsstelle fiihren. Die Unterstiitzung umfasst:

- Anbahnung, Begleitung und Auswertung von Ange-
boten zur berufspraktischen Orientierung bei poten-
ziellen Ausbildungsbetrieben (beziehungsweise Pra-
xiseinrichtungen bei vollzeitschulischer Ausbildung)

- Unterstiitzung der Teilnehmenden bei der Anpassung
von Bewerbungsunterlagen auf konkrete Bewer-
bungssituationen (auf einen bestimmten Beruf/be-
stimmten Arbeitgeber)

- individuelle und konkrete Vorbereitung eines Vor-
stellungsgespriches bei einem bestimmten Ausbil-
dungsbetrieb (bezichungsweise einer konkreten Pra-
xiseinrichtung und/oder Schule bei vollzeitschuli-
scher Ausbildung)

- Begleitung der Teilnehmenden zu Vorstellungsge-
spriachen

- Sensibilisierung der potenziellen Ausbildungsbetrie-
be flir spezifische Unterstiitzungsbedarfe der Teil-
nehmenden

- sozialpddagogische Begleitung, hier auch Unterstiit-
zung bei der Wohnungssuche und Mobilitét hinsicht-
lich Erreichbarkeit der Ausbildungsorte, Freizeitge-
staltung etc.

- Angebote zum Abbau von Bildungs- und Sprachdefi-
ziten

- Angebote zur Vermittlung fachtheoretischer Fertig-
keiten, Kenntnisse und Fahigkeiten sowie

- weitere MalBnahmen, die fiir die individuelle Ein-
miindung der Teilnehmenden in Ausbildung erfor-
derlich sind.

Dabei sollen insbesondere Vermittlungsvorschlidge der
Agentur fiir Arbeit oder des Jobcenters beriicksichtigt
werden.

Im Rahmen der ausbildungsbegleitenden Phase II der
AsA Brandenburg werden bedarfsorientierte Unterstiit-
zungsleistungen/-mafinahmen gefordert, die zur Stabi-
lisierung des Ausbildungsverhaltnisses und/oder der Siche-
rung des Ausbildungsabschlusses flihren sowie einen
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Ubergang in Beschiiftigung im Anschluss an die Ausbil-
dung vorbereiten. Die Unterstiitzung umfasst:

- sozialpddagogische Begleitung

- MaBnahmen zur Stabilisierung des Berufsausbil-
dungsverhiltnisses oder der Einstiegsqualifizierung

- Angebote zum Abbau von Bildungs- und Sprachdefi-
ziten

- Angebote zur Vermittlung fachtheoretischer Fertig-
keiten, Kenntnisse und Fahigkeiten

- Sensibilisierung des Ausbildungsbetriebs fiir spezifi-
sche Unterstiitzungsbedarfe des Teilnehmenden.

Zudem koénnen Teilnehmende mit bedarfsorientierten Un-
terstiitzungsleistungen/-mafinahmen analog Nummer 2.1
und/oder Nummer 2.2 gefordert werden, die wegen in
ihrer Person liegender Griinde nach Abschluss einer mit
der Assistierten Ausbildung Brandenburg unterstiitzten
Berufsausbildung ein Arbeitsverhiltnis nicht begriinden
oder festigen konnen. Die Forderungsberechtigung endet
spitestens sechs Monate nach Beginn eines Arbeitsver-
hiltnisses oder spatestens ein Jahr nach Ende der Berufs-
ausbildung.

Die unter den Nummern 2.1, 2.2 und 2.3 aufgefiihrten
Unterstiitzungsleistungen/-mafinahmen konnen, sofern
geeignet, auch digital erbracht werden.

Zuwendungsempfangende

Zuwendungsempfangende sind bis zu zehn Bildungs-
dienstleister mit sozialpddagogischen Kompetenzen und
Erfahrungen im Bereich Ubergang Schule - Beruf sowie
Ausbildungsbegleitung. Die Zuwendungsempfangenden
missen den Zugang zu den Zielgruppen der Forderung
im Land Brandenburg nachweisen. Fiir die Umsetzung
gelten die folgenden Einzugsbereiche auf Ebene der
Landkreise und kreisfreien Stadte:

Einzugsbereiche je Zuwendungsempfangende/
Zuwendungsempfangenden

Uckermark

Oberhavel, Ostprignitz-Ruppin, Prignitz
Potsdam, Potsdam-Mittelmark
Elbe-Elster, Dahme-Spreewald
Teltow-Fldming

Havelland

Oberspreewald-Lausitz, Spree-Neifle
Cottbus, Frankfurt (Oder), Oder-Spree
Barnim, Mérkisch-Oderland

10 | Brandenburg an der Havel
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Je nach Antragslage kann der oder dem Zuwendungs-
empfangenden die Umsetzung in weiteren Einzugsberei-
chen angeboten werden. Diese werden nach bekundetem
Einverstindnis mit in den Zuwendungsbescheid aufge-
nommen.
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Zuwendungsvoraussetzungen

Die durch die Zuwendungsempfangende oder den Zu-
wendungsempfangenden angebotenen Unterstiitzungs-
leistungen/-mafinahmen der AsA Brandenburg kénnen in
Anspruch genommen werden von Personen, die ohne
Unterstiitzung eine Berufsausbildung nicht aufnehmen
oder fortsetzen kdnnen oder voraussichtlich Schwierig-
keiten haben werden, die Berufsausbildung abzuschlie-
Ben. Diese Personen miissen ihren Wohnsitz im Land
Brandenburg haben und diirfen zum Bedarfszeitpunkt die
Fordervoraussetzungen der Assistierten Ausbildung nach
den §§ 74, 75, 75a SGB 1II beziechungsweise nach § 16
Absatz 1 SGB II in Verbindung mit den §§ 74, 75, 75a
SGB III nicht erfiillen. Dazu muss die oder der Zuwen-
dungsempfangende den Wohnsitz der oder des Teilneh-
menden dokumentieren sowie eine Bescheinigung der
Bundesagentur fiir Arbeit iiber die Nicht-Forderfahigkeit
nach den §§ 74, 75, 75a SGB III beziechungsweise nach
§ 16 Absatz 1 SGB II in Verbindung mit den §§ 74, 75,
75a SGB III fiir die oder den Teilnehmenden einholen
und hinterlegen. Eine Nicht-Forderfahigkeit ist auch
dann gegeben, wenn die Person zum Bedarfszeitpunkt
die Fordervoraussetzungen der Assistierten Ausbildung
nach den §§ 74, 75, 75a SGB III beziechungsweise nach
§ 16 Absatz 1 SGB II in Verbindung mit den §§ 74, 75,
75a SGB 111 erfiillt, aber ein Angebot nach den §§ 74, 75,
75a SGB 111 beziehungsweise nach § 16 Absatz 1 SGB 11
in Verbindung mit den §§ 74, 75, 75a SGB III nicht zur
Verfiigung steht (zum Beispiel kein Einkauf von Phase I)
oder in den Angeboten nach den §§ 74, 75, 75a SGB 111
absehbar keine Kapazititen zur Verfiigung stehen. Auch
in diesen beiden Fillen ist hieriiber eine Bescheinigung
der Bundesagentur fiir Arbeit fiir die Teilnehmende oder
den Teilnehmenden einzuholen und zu hinterlegen.

Der oder die Zuwendungsempfangende verfiigt {iber Zu-
gang zu den Zielgruppen der Forderung und legt dar, wie
die Akquise der Teilnehmenden erfolgt. Vermittlungsvor-
schldge der Arbeitsagenturen oder Jobcenter sind bei der
Akquise zu beriicksichtigen. Die Zusammenarbeit mit
Netzwerkpartnern, wie den Wirtschaftskammern im
Land Brandenburg, der KAUSA-Landesstelle Branden-
burg und den regionalen Servicestellen Verbundausbil-
dung, ist durch Vorlage von Kooperationsvertridgen zu
belegen. Zudem wird eine aktive Lernortkooperation mit
Ausbildungsbetrieben, mit den regionalen Oberstufen-
zentren sowie Altenpflegeschulen und Gesundheitsschu-
len vorausgesetzt.

Der oder die Zuwendungsempfangende muss eine indivi-
duelle Forderplanung fiir die Steuerung des Mafinahme-
verlaufes und zur Absicherung des Mallnahmeerfolges
fiir jeden Teilnehmenden vornehmen. Der individuelle
Ausbildungs- und Entwicklungsstand der Teilnehmen-
den sowie die Planung, Uberwachung, Beurteilung, Steue-
rung des Ausbildungs- beziehungsweise Entwicklungs-
prozesses ist fortlaufend in der Férderplanung zu doku-
mentieren.
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4.5

4.6

Das individuelle Forderangebot wird mit den Teilneh-
menden gemeinsam im Hinblick auf Férderschwerpunk-
te und -ziele festgelegt und in Form von Zielvereinbarun-
gen adressatengerecht festgeschrieben. Die einzelnen
Schritte zur Zielerreichung sind mit den Teilnehmenden
abzustimmen und in der Zielvereinbarung festzuhalten.
Den Teilnehmenden ist jeweils ein Exemplar der Zielver-
einbarung auszuhindigen.

Die Ergebnisse sind in der Phase I mindestens monatlich
und in der Phase Il mindestens alle sechs Monate nachzu-
halten und zu dokumentieren. Sofern sich hieraus Ande-
rungen ergeben, die sich auf die abgeschlossene Zielver-
einbarung auswirken, ist diese entsprechend anzupassen.

Die Dokumente sind in den Teilnechmerunterlagen zu
hinterlegen und - mit Einwilligung der Teilnehmenden -
durch die Zuwendungsempfangende oder den Zuwen-
dungsempfangenden der Bewilligungsbehérde auf An-
forderung vorzulegen.

Die oder der Zuwendungsempfangende ist verpflichtet,

eine Leistungs- und Verhaltensbeurteilung (LuV) je Teil-

nehmende oder Teilnehmenden zum Start, im Verlauf

und zum Abschluss der AsA-Mafinahmen vorzunehmen:

Start-LuV: spatestens vier Wochen nach Eintritt in

die Phase I,

spétestens sechs Wochen nach direk-

tem Eintritt in die Phase II,

jeweils zum Ende eines Ausbildungs-

jahres,

Abschluss-LuV: zum Mafnahmeende oder drohenden
MafBnahmeabbruch (spitestens am letz-
ten Tag der Teilnahme).

Verlaufs-LuV:

Diese Dokumente sind in den Teilnehmerunterlagen
ebenfalls zu hinterlegen und mit Einwilligung der Teil-
nehmenden durch die Zuwendungsempfangende oder
den Zuwendungsempfangenden der Bewilligungsbehor-
de auf Anforderung vorzulegen.

Den Teilnehmenden der Phase I ist nach Abschluss der
Mafnahme eine Teilnahmebestatigung auszuhéndigen.

Das eingesetzte Personal muss iiber eine der Téatigkeit
entsprechende Qualifikation oder eine einschligige Be-
rufserfahrung verfiigen. Entsprechende Nachweise (Qua-
lifikationsnachweise, Tatigkeitsdarstellungen) sind mit
dem Antrag vorzulegen. Personalwechsel im Verlauf des
Projektes sind der Bewilligungsbehorde unverziiglich
anzuzeigen und die entsprechenden Nachweise (Qualifi-
kationsnachweise, Tatigkeitsdarstellungen) der neuen
Mitarbeitenden vorzulegen.

Die oder der Zuwendungsempfangende ist verpflichtet,
an jahrlichen Erfahrungsaustauschen mit dem Ministe-
rium fir Wirtschaft, Arbeit und Energie (MWAE) des
Landes Brandenburg teilzunehmen.
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Art und Umfang, Hohe der Zuwendung

Zuwendungsart: Projektforderung

Finanzierungsart: Vollfinanzierung

Form der Zuwendung: Zuschuss
Bemessungsgrundlage
Die forderfahigen Gesamtausgaben umfassen:

Sach- und Personalausgaben fiir die Durchfithrung der
Mafnahmen sowie fiir Akquise und Netzwerkarbeit.

Fir die teilnehmerbezogenen Ausgaben kdnnen angefal-
lene Personal- und Sachausgaben je Fachleistungsstunde
in Hohe von bis zu 45 Euro abgerechnet werden. Fach-
leistungsstunden umfassen die sozialpddagogische und
fachliche Begleitung der Teilnehmenden. Fiir den Nach-
weis sind fiir die betreffenden Monate Stundenjournale
iiber die Fachleistungsstunden je Mitarbeiter oder Mitar-
beiterin in Kopie zu iibermitteln. Die Fachleistungsstun-
den sind jeweils durch Vor- und Nachname und Unter-
schrift der Teilnehmenden zu belegen. Die angefallenen
Personal- und Sachausgaben sind nachzuweisen. Zusétz-
lich ist fiir jede Projektmitarbeitende und jeden Projekt-
mitarbeitenden eine Kopie des abgeschlossenen Arbeits-
vertrages einzureichen.

Fiir Ausgaben im Zusammenhang mit fortlaufender Ak-
quise und Netzwerkarbeit kdnnen monatlich riickwir-
kend angefallene Personal- und Sachausgaben in Hohe
von bis zu

- 500 Euro bei einer Teilnehmerzahl von 1 bis 10 Teil-
nehmenden

- 1000 Euro bei einer Teilnechmerzahl von 11 bis 20 Teil-
nehmenden

- 1500 Euro bei einer Teilnehmerzahl von mehr als
20 Teilnehmenden

abgerechnet werden.

Fiir den Nachweis sind fiir die betreffenden Monate
Stundenjournale je Mitarbeiter oder Mitarbeiterin in Ko-
pie zu iibermitteln. Der jeweilige Zweck beziehungswei-
se Anlass der geleisteten Stunden ist zu benennen. Darii-
ber hinaus ist fiir die betreffenden Monate jeweils eine
Aufstellung der Teilnehmenden zu {ibermitteln. Die an-
gefallenen Personal- und Sachausgaben sind nachzuwei-
sen. Zusitzlich ist fiir jede Projektmitarbeitende und je-
den Projektmitarbeitenden eine Kopie des abgeschlosse-
nen Arbeitsvertrages einzureichen.

5.4.3 Eine Forderung von Gewinnen ist ausgeschlossen.

5.4.4 Fordersatz/Forderbetrag/Hohe der Zuwendung

6.1

6.2

Hohe der Zuwendung:

Die Forderung nach Nummer 2 dieser Richtlinie betrdgt
je Trager bezichungsweise Zuwendungsbescheid insge-
samt bis zu:

104 541 Euro im Jahr 2023
104 227 Euro im Jahr 2024
104 227 Euro im Jahr 2025.

Bei mehreren Zuwendungsbescheiden je Trager konnen
nicht verausgabte Mittel bedarfsbezogen fiir weitere Ein-
zugsbereiche des Trégers (siche Nummer 3) eingesetzt
werden. Dies ist beim Landesamt fiir Soziales und Ver-
sorgung des Landes Brandenburg (LASV) zu beantragen.

Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Eine Forderung nach dieser Richtlinie ist grundsétzlich
ausgeschlossen, wenn fiir dasselbe Vorhaben eine Forde-
rung aus anderen Offentlichen Mitteln des Landes und/
oder des Bundes fiir den genannten Zuwendungszweck
gewidhrt wird oder moglich ist (unter Beriicksichtigung
von Nummer 4.1).

Zur Antragsbearbeitung, zur fortlaufenden Beurteilung
der Entwicklung der Forderung, zur begleitenden und ab-
schlieBenden Erfolgskontrolle sowie zur Begleitung, Be-
wertung, Finanzverwaltung und Uberpriifung/Priifung
der Forderung gemill bestehenden Bestimmungen er-
fasst und speichert die Bewilligungsbehorde statistische
Daten, einschlielich Angaben zu einzelnen Teilnehmen-
den, in elektronischer Form. Das betrifft insbesondere
Informationen zu den Antragstellenden bezichungsweise
Zuwendungsempfangenden, den Auftragnehmenden be-
zichungsweise Unterauftragnehmenden, den beantragten
beziehungsweise geforderten Mallnahmen sowie den ge-
forderten Begiinstigten.

Mit dem Antrag erkldren sich die Antragstellenden damit
einverstanden, die notwendigen Daten fiir die Projekt-
begleitung, Projektbewertung/Evaluierung, Projektfinanz-
verwaltung und Priifung zu erheben, zu speichern und an
die beauftragten Stellen weiterzuleiten.

Die Zuwendungsempfangenden sind verpflichtet, die ge-
nannten sowie gegebenenfalls weitere programmrele-
vante Daten zu erheben und der Bewilligungsbehdrde zu
vorgegebenen Zeitpunkten zu tibermitteln. Bei der Erhe-
bung und Verarbeitung personenbezogener Daten miis-
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sen die datenschutzrechtlichen Bestimmungen beachtet
werden.

Die Zuwendungen werden als Ausgleichsleistungen fiir
die Erbringung von Dienstleistungen von allgemeinem
wirtschaftlichem Interesse im Sinne von Artikel 106 Ab-
satz 2 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europi-
ischen Union gewéhrt und erfolgen im Rahmen der Vor-
gaben des DAWI-Freistellungsbeschlusses. Die Beschrei-
bung des Ausgleichsmechanismus, der Parameter fiir die
Berechnung sowie die Uberwachung und Anderung der
Ausgleichsleistungen erfolgt im Rahmen des jeweiligen
Zuwendungsbescheides.

Verfahren
Antragsverfahren

Antrdge sind unter Verwendung des vorgegebenen An-
tragsformulars einschlieflich des erforderlichen Konzep-
tes (Anforderungen an das Konzept entsprechend Anlage
zur Richtlinie) zu richten an:

Landesamt fiir Soziales und Versorgung
des Landes Brandenburg (LASV)
Dezernat 52

Lipezker Stralle 45, Haus 5

03048 Cottbus.

Die Antragstellung ist im Zeitraum 2. bis 17. Februar
2023 moglich.

Anderungen im Rahmen der Durchfiihrung des Projektes
bediirfen der vorherigen Zustimmung des LASV. Dazu
ist ein Anderungsantrag mit Begriindung einzureichen.

Bewilligungsverfahren

Uber die Gewihrung der Férderung entscheidet die Be-
willigungsbehdrde LASV auf Grundlage der eingereich-
ten Antragsunterlagen nach pflichtgemédem Ermessen.
MafBgeblich fiir die Beurteilung der Zuwendungsfahig-
keit des Vorhabens ist die Sach- und Rechtslage zum
Zeitpunkt der Entscheidung iiber die Bewilligung der
Forderung.

Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Anforderung der Zuwendung erfolgt tiber das bereit-
gestellte Formular ,,Mittelanforderung®.

Fiir den Nachweis der teilnehmerbezogenen Ausgaben
nach Nummer 5.4.1 sind mit der jeweiligen Mittelanfor-
derung fiir die betreffenden Monate Stundenjournale
tiber die Fachleistungsstunden je Mitarbeiter oder Mitar-
beiterin in Kopie zu iibermitteln. Die Fachleistungsstun-
den sind jeweils durch Vor- und Nachname und Unter-
schrift der Teilnehmenden zu belegen. Die angefallenen
Personal- und Sachausgaben sind nachzuweisen. Zusétz-
lich ist fiir jede Projektmitarbeitende oder jeden Projekt-
mitarbeitenden eine Kopie des abgeschlossenen Arbeits-
vertrages einzureichen.

7.4

7.5

7.6

Fiir den Nachweis der Ausgaben im Zusammenhang mit
fortlaufender Akquise und Netzwerkarbeit nach Num-
mer 5.4.2 sind mit der jeweiligen Mittelanforderung fiir
die betreffenden Monate Stundenjournale je Mitarbeiter
oder Mitarbeiterin in Kopie zu iibermitteln. Der jeweilige
Zweck beziehungsweise Anlass der geleisteten Stunden
ist zu benennen. Dariiber hinaus ist fiir die betreffenden
Monate jeweils eine Aufstellung der Teilnehmenden zu
ibermitteln. Die angefallenen Personal- und Sachaus-
gaben sind nachzuweisen. Zusitzlich ist fiir jede Projekt-
mitarbeitende oder jeden Projektmitarbeitenden eine Ko-
pie des abgeschlossenen Arbeitsvertrages einzureichen.

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt im Erstattungs-
prinzip.

Verwendungsnachweisverfahren

Es ist ein Zwischennachweis und ein Verwendungsnach-
weis nach VV zu § 44 LHO und den Allgemeinen Neben-
bestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektforderung
(ANBest-P) beim LASV einzureichen. Das jeweils vor-
gegebene Formular ist zu verwenden.

Im Sachbericht zum Zwischennachweis und zum Ver-
wendungsnachweis sind zusitzlich folgende Angaben zu
erbringen:

- qualitative und quantitative Angaben zur Akquise der
Teilnehmenden,

- quantitative Angaben zu Ein- und Austritten in die
AsA-Mafinahmen (jeweils getrennt fiir Phase I und
Phase II),

- qualitative und quantitative Angaben zu den erbrach-
ten Unterstiitzungsleistungen,

- qualitative Angaben zur Kooperation mit Partnern,

- Darstellung und Analyse beziehungsweise Auswer-
tung des Projektverlaufes und der Projektergebnisse.

Zu beachtende Vorschriften

Fiir die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der
Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die Priifung der
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Riickforde-
rung der gewihrten Zuwendung gelten die VV/VVG zu
§ 44 LHO des Landes Brandenburg sowie die Allgemeinen
Nebenbestimmungen fiir Zuwendungen zur Projektfor-
derung (ANBest-P), soweit nicht in der Forderrichtlinie
Abweichungen zugelassen worden sind.

Subventionserhebliche Tatsachen

Gemif dem Brandenburgischen Subventionsgesetz vom
11. November 1996 (GVBI. I S. 306) gelten fiir Leistun-
gen nach Landesrecht, die Subventionen im Sinne des
§ 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind, die §§ 2 bis 6
des Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBI. I
S. 2034, 2037). Die Bewilligungsbehorde hat gegentiber
den Antragstellenden in geeigneter Weise deutlich zu
machen, dass es sich bei den Zuwendungen in der ge-
werblichen Wirtschaft um Subventionen im Sinne von



58 Amtsblatt fiir Brandenburg — Nr. 4 vom 1. Februar 2023

§ 264 StGB handelt. Die subventionserheblichen Tatsa-
chen im Sinne des § 264 StGB werden den Zuwendungs-
empfangenden im Rahmen des Antrags- und Bewilli-
gungsverfahrens als subventionserheblich bezeichnet.

8 Geltungsdauer und Inkrafttreten

Diese Forderrichtlinie tritt am Tag nach der Verdffentli-
chung im Amtsblatt fiir Brandenburg in Kraft und mit
Ablauf des 31. Dezember 2025 aufer Kraft.

Anlage zur Richtlinie des Ministeriums fiir Wirtschaft, Ar-
beit und Energie des Landes Brandenburg zur Forderung
des Landesprogramms ,,Assistierte Ausbildung Branden-
burg® (AsA Brandenburg)

Anforderungen an einzureichende Konzepte, Bewertungs-
kriterien und Gewichtung bei der fachlichen Bewertung

Zur Antragstellung ist ein aussagefdhiges Konzept einzurei-
chen, das Angaben zur Zielsetzung, zu zentralen Arbeitsschrit-
ten und zur zeitlichen Dimension (Arbeits- und Zeitplan) ent-

halten muss. Es ist darzustellen, wie der Zuwendungszweck
erfiillt werden soll. Die geplanten Aktivitdten miissen inhaltlich
geeignet sein, vom zeitlichen Umfang angemessen und (poten-
zielle) Auszubildende erreichen. Das Konzept soll sechs Seiten
(ohne Anlagen) nicht tiberschreiten und ist unter Verwendung
folgender Gliederung einzureichen:

1 Zielsetzung und Reichweite (gemdl Einzugsbereichen
nach Nummer 3 der Richtlinie)

2 Darstellung des Triagers und Nachweis der geforderten
Kompetenzen (hier gegebenenfalls auch Vorerfahrung als
Trager des Landesprogramms ,,AsA Brandenburg*)

3 Projektumsetzung/Vorgehensweise hinsichtlich der

3.1 Begleitung vor der Ausbildung (ausbildungsvorbereitende
Phase I)

3.2 Begleitung wihrend der Ausbildung (ausbildungsbeglei-
tende Phase II)

4 Darstellung der Akquise und Netzwerkarbeit

5 Arbeits- und Zeitplan, Projektcontrolling/Qualititssiche-
rung

Die Gliederungspunkte dienen als Grundlage fiir die Bewertung
der Forderwiirdigkeit (prozentuale Gewichtung in Klammern).

Num- Kriterium Maximal Gewichtung Maximale
mer zu vergebende in Prozent Punktzahl nach
Punkte Gewichtung

1 Zielsetzung und Reichweite 30 10 3

2 Darstellung des Tragers und Nachweis der geforderten 30 20 6
Kompetenzen
Projektumsetzung/Vorgehensweise hinsichtlich der

3.1 Begleitung vor der Ausbildung (ausbildungsvorbereitende 30 20 6
Phase I)

3.2 Begleitung wihrend der Ausbildung (ausbildungsbegleitende 30 20 6
Phase II)

4 Darstellung der Akquise und Netzwerkarbeit 30 20 6

5 Arbeits- und Zeitplan, Projektcontrolling/Qualitdtssicherung 30 10

Summe 180 100 30

Die fachliche Bewertung erfolgt entlang der Gliederung des
Konzeptes. Die Kriterien 1 bis 5 werden einzeln bewertet. Es
sind maximal 30 Punkte je Kriterium zu vergeben, die wie folgt
klassifiziert werden:

Sehr gut (30 - 25 Punkte)
Gut (24 - 20 Punkte)

Befriedigend (19 - 15 Punkte)
Ausreichend (14 - 10 Punkte)
Mangelhaft (9 - 5 Punkte)

Ungeniigend  (unter 5 Punkte)

Die Kriterien gehen entsprechend der ihnen zugemessenen Re-
levanz mit unterschiedlichem Gewicht in die Gesamtbewertung

ein. Dazu werden die fiir ein Konzept vergebenen Punkte je
Kriterium mit dem jeweiligen, in Prozent ausgedriickten Ge-
wicht multipliziert. Ein Konzept kann so mit maximal 30 Punk-
ten bewertet werden.

Fiir eine Forderung kommen nur Konzepte in Betracht, die
nach der Gewichtung mindestens 18 Punkte (60 Prozent der
moglichen Punkte) erreichen und bei denen die Kriterien 3.1
und 3.2 mindestens mit ,befriedigend (mindestens 15 bis
19 Punkte) bewertet wurden.
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Bekanntmachung des Ministeriums
des Innern und fiir Kommunales
iiber die Unanfechtbarkeit des Verbots des Vereins
»Hells Angels Motorcycle Club Berlin Central“
einschliellich der Teilorganisation
,,MP 81 Berlin Central“
und Glaubigeraufruf

Vom 13. Dezember 2022

Die Senatsverwaltung filir Inneres, Digitalisierung und Sport
des Landes Berlin hat mit Schreiben vom 13. Dezember 2022
Folgendes bekannt gegeben:

,,Das Verbot der Senatsverwaltung fiir Inneres, Digitalisierung
und Sport vom 2. September 2022 gegen den Verein ,,Hells An-
gels Motorcycle Club Berlin Central einschlieBlich seiner
Teilorganisation ,,MP 81 Berlin Central® wurde mit Bekannt-
machung vom 29. September 2022 (BAnz AT 29.09.2022 B1)
im Bundesanzeiger verdffentlicht.

Die Verbotsverfiigung ist mit Ablauf der Rechtsmittelfrist am
31. Oktober 2022 unanfechtbar geworden. Der verfiigende Teil
des Verbots wird gemél § 7 Absatz 1 des Vereinsgesetzes nach-
folgend nochmals bekannt gegeben:

Verfiigung:

1. Der Verein ,,Hells Angels Motorcycle Club Berlin Central*
(im Folgenden ,,HAMC Berlin Central®) einschlieBlich sei-
ner Teilorganisation ,,MP 81 Berlin Central* ist Ersatzorga-
nisation des von der Senatsverwaltung fiir Inneres und
Sport durch Verfliigung vom 24. Mai 2012 verbotenen Ver-
eins ,,Hells Angels Motorcycle Club Berlin City* (im Fol-
genden ,,HAMC Berlin City®).

2. Der Verein ,HAMC Berlin Central®“ einschlie8lich seiner
Teilorganisation ,,MP 81 Berlin Central* ist verboten. Er
wird aufgeldst.

3. Es ist verboten, Kennzeichen des Vereins ,,HAMC Berlin
Central“ und seiner Teilorganisation ,,MP 81 Berlin Central*

o6ffentlich, in einer Versammlung oder in einem Inhalt (§ 11
Absatz 3 des Strafgesetzbuches), der verbreitet wird oder
zur Verbreitung bestimmt ist, zu verwenden. Das Verbot be-
trifft insbesondere folgende Kennzeichen:

Sogenannter ,,Fullcolour” des ,, HAMC Berlin Central be-
stehend aus den kreisformig angeordneten Schriftziigen
~HELLS ANGELS* (oben, sogenannter ,,Toprocker*) und
»~BERLIN CENTRAL® (unten, sogenannter ,,Bottomro-
cker) mit roter Schrift auf weilem Grund, weill umrandet,
Schriftart ,hessian regular”, und dem gefliigelten Toten-
kopfin den Farben schwarz, weil3, gelb, rot, weill umrandet
(mittig, sogenannter ,,Death Head* als sogenannter ,,Cen-
terpatch®) zuziiglich der Buchstaben ,,MC* fiir ,,Motorcyc-
le Club* in roter Schrift auf weilem Grund, weill umrandet
(rechtsseitig unterhalb des ,,Death Head* angeordnet)

Brustpatch mit dem Schriftzug ,,BERLIN CENTRAL®,
rote Schrift auf weilem Grund, rot umrandet
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»Death Head des ,,HAMC Berlin Central*: gefliigelter To-
tenkopf mit den Initialen ,,BC* fiir ,,Berlin Central* hier
beispielhaft als Schwarzweiflzeichnung und zusétzlich mit
dem Schriftzug ,,BERLIN CENTRAL®, rote Schrift,
Schriftart ,,hessian regular®, versehen

Kreisformiges Hardliner-Patch mit schwarzer Schrift auf
weillem Grund bestehend aus dem Schriftzug ,,HELLS
ANGELS* (oben) und ,,HARDLINER® (unten) mit dem
,,Death Head* des ,,HAMC Berlin Central* und dem Zusatz
»~AFFA® (= Angels Forever Forever Angels) in der Mitte

Schriftzug ,MP 81 BERLIN CENTRAL®, rote Schrift,
weill umrandet, Schriftart ,,hessian regular, wobei der Be-
standteil ,,MP 81 oberhalb von ,,BERLIN CENTRAL®
angeordnet und deutlich hervorgehoben ist.

Der Internetauftritt des Vereins ,,HAMC Berlin Central“
und seiner Teilorganisation ,,MP 81 Berlin Central®
https://www.instagram.com/hamc_berlin_central/ (Stand:
August 2022) ist verboten.

Das Vermogen des Vereins ,,HAMC Berlin Central* und
seiner Teilorganisation ,,MP 81 Berlin Central® wird be-
schlagnahmt und eingezogen.

Sachen Dritter werden beschlagnahmt und eingezogen, so-
weit der Berechtigte durch Uberlassung der Sachen an den
Verein ,,HAMC Berlin Central“ oder an seine Teilorganisa-
tion ,,MP 81 Berlin Central® dessen verfassungswidrige
Bestrebungen vorsétzlich gefordert hat oder die Sachen zur
Forderung dieser Bestrebungen bestimmt sind.

Forderungen Dritter gegen den Verein ,,HAMC Berlin
Central“ oder gegen seine Teilorganisation ,,MP 81 Berlin
Central* werden beschlagnahmt und eingezogen, soweit
sie nach Art, Umfang oder Zweck eine vorsétzliche Forde-
rung der verfassungswidrigen Bestrebungen des Vereins
darstellen oder soweit sie begriindet wurden, um Vermo-
genswerte des Vereins ,,HAMC Berlin Central“ oder seiner
Teilorganisation ,,MP 81 Berlin Central* dem behordlichen
Zugriff zu entziehen oder den Wert dieses Vermdgens zu
mindern. Hat der Glaubiger eine solche Forderung durch
Abtretung erworben, wird sie eingezogen, soweit der Glau-
biger die Eigenschaft der Forderung als Kollaborationsfor-
derung oder als Umgehungsforderung im Zeitpunkt des
Erwerbs kannte.

Diese Verfiigung ist gemif § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3
der Verwaltungsgerichtsordnung in Verbindung mit § 8 Ab-
satz 2 Satz 3 des Vereinsgesetzes sofort vollziehbar; dies
gilt nicht fiir die Einziechungsanordnungen.

Glaubigeraufruf

Die Gldubiger des verbotenen Vereins ,,Hells Angels Motor-
cycle Club Berlin Central“ einschlieBlich seiner Teilorganisation
,,MP 81 Berlin Central* werden nach § 15 Absatz 1 der Verord-
nung zur Durchfithrung des Gesetzes zur Regelung des offent-
lichen Vereinsrechts aufgefordert,

ihre Forderungen bis zum Ablauf des 15. Mérz 2023 schrift-
lich unter Angabe des Betrages und des Grundes bei der
Senatsverwaltung fiir Inneres, Digitalisierung und Sport,
KlosterstraBe 47, 10179 Berlin zum Geschiftszeichen
- 0281/29 HAMC Berlin Central - anzumelden,

ein im Falle des Konkurses beanspruchtes Vorrecht anzuge-
ben, soweit dieses Voraussetzung fiir eine vorzeitige Befrie-
digung nach § 16 Absatz 1 der Verordnung zur Durchfiih-
rung des Gesetzes zur Regelung des o6ffentlichen Vereins-
rechts ist,

nach Moglichkeit urkundliche Beweisstiicke oder Abschrif-
ten hiervon beizufiigen.

Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die bis zum Ab-
lauf des 15. Mérz 2023 nicht angemeldet werden, nach § 13
Absatz 1 Satz 3 des Vereinsgesetzes erldschen.

Berlin, den 13. Dezember 2022

Senatsverwaltung
fiir Inneres, Digitalisierung und Sport

Brumberg*
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Bekanntmachung des Ministeriums
des Innern und fiir Kommunales
iiber die Unanfechtbarkeit des Verbots des Vereins
»Hells Angels MC Concrete City*

Vom 4. November 2022

Das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen
hat am 4. November 2022 Folgendes bekanntgegeben:

,,.Das Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen
erlief am 22. September 2017 gemif Artikel 9 Absatz 2 Grund-
gesetz (GQG) in Verbindung mit § 3 des Gesetzes zur Regelung
des offentlichen Vereinsrechts (Vereinsgesetz) vom 5. August
1964 (BGBI. I S. 593), zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 30. November 2020 (BGBI. I S. 2600) folgende,
durch Bekanntmachung vom 4. Oktober 2017 (BAnz AT
18.10.2017 B1) und vom 18. Oktober 2017 (MBI. NRW.
S. 964) veroftentlichte, in der Form des Urteils des Oberverwal-
tungsgerichts fiir das Land Nordrhein-Westfalen vom 27. Sep-
tember 2021 (OVG Miinster, Urteil v. 27.09.2021) bindende

Verfiigung

1. Der Zweck und die Tatigkeit des Vereins ,,Hells Angels MC
Concrete City* laufen den Strafgesetzen zuwider.

2. Der Verein ,,Hells Angels MC Concrete City* ist verboten.
Er wird aufgelost.

3. Es ist verboten, Kennzeichen des Vereins ,,Hells Angels
MC Concrete City fiir die Dauer der Vollziehbarkeit des
Verbots 6ffentlich, in einer Versammlung oder in Schriften,
Ton- und Bildtridgern, Abbildungen oder Darstellungen, die
verbreitet werden konnen oder zur Verbreitung bestimmt
sind, zu verwenden.

4. Dem Verein ,,Hells Angels MC Concrete City* ist jede Té-
tigkeit untersagt. Es ist verboten, Ersatzorganisationen zu
bilden oder bestehende Organisationen als Ersatzorganisa-
tionen fortzufiihren.

5. Das Vermogen des Vereins ,,Hells Angels MC Concrete
City* wird beschlagnahmt und zugunsten des Landes Nord-
rhein-Westfalen eingezogen. Sachen Dritter werden be-
schlagnahmt und eingezogen, soweit der Berechtigte durch
Uberlassung der Sachen an den Verein ,,Hells Angels MC
Concrete City* deren strafrechtswidrige Zwecke und Tatig-
keiten vorsatzlich gefordert hat oder die Sachen zur Forde-
rung dieser Zwecke und Tatigkeiten bestimmt sind.

6. Forderungen Dritter gegen den Verein ,,Hells Angels MC
Concrete City* werden beschlagnahmt und eingezogen, so-
weit sie aus Beziehungen entstanden sind, die sich nach Art
und Umfang oder Zweck als eine vorsétzliche Forderung
der strafrechtswidrigen Zwecke und Tétigkeiten des Ver-
eins ,,Hells Angels MC Concrete City* darstellen oder so-

weit sie begriindet wurden, um Vermdgenswerte des Ver-
eins ,,Hells Angels MC Concrete City* dem behordlichen
Zugriff zu entziehen oder den Wert des Vermdgens des Ver-
eins zu mindern. Hat der Gldubiger eine solche Forderung
durch Abtretung erworben, wird sie eingezogen, soweit der
Glédubiger die Eigenschaft der Forderung als Kollabora-
tionsforderung oder als Umgehungsforderung im Zeitpunkt
des Erwerbs kannte.

7. Die sofortige Vollziehung dieser Verfligung wird angeord-
net; dies gilt nicht fiir die in Nummer 5 und 6 genannten
Einziehungen.

Die vorstehende Verfiigung ist nunmehr unanfechtbar gewor-
den. Unter Hinweis auf die Unanfechtbarkeit des Verbots wird
sein verfligender Teil gemdl3 § 7 Absatz 1 Vereinsgesetz noch-
mals bekannt gemacht.

Mit der Einziehung und Abwicklung des Vereinsvermdgens ist
das Landeskriminalamt, Volklinger Strafle 49, 40221 Diissel-
dorf, beauftragt.

Diisseldorf, den 4. November 2022

Ministerium des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag
Bachetzky-Knust*

Gliubigeraufruf beziiglich des Verbots
des Vereins ,,Hells Angels MC Concrete City“

Vom 13. Dezember 2022

Das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen hat am 13. De-
zember 2022 Folgendes bekanntgegeben:

,.Die Glaubiger des verbotenen Vereins werden nach § 15 Ab-
satz 1 der Verordnung zur Durchfiihrung des Gesetzes zur Re-
gelung des offentlichen Vereinsrechts aufgefordert,

- ihre Forderungen bis zum 1. Mérz 2023 schriftlich unter
Angabe des Betrages und des Grundes beim Landeskrimi-
nalamt Nordrhein-Westfalen, Dezernat ZA4, Volklinger
Strafle 49, 40221 Diisseldorf, anzumelden,

- ein im Fall der Insolvenz beanspruchtes Vorrecht anzuge-
ben, soweit dieses Voraussetzung fiir eine vorzeitige Befrie-
digung nach § 16 Absatz 1 der Verordnung zur Durchfiih-
rung des Gesetzes zur Regelung des 6ffentlichen Vereins-
rechts ist,

- nach Méglichkeit urkundliche Beweisstiicke oder Abschrif-
ten hiervon beizufiigen.
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Es wird darauf hingewiesen, dass Forderungen, die bis zum
1. Mérz 2023 nicht angemeldet werden, nach § 13 Absatz 1 Satz 3
des Vereinsgesetzes erloschen.

Diisseldorf, den 13. Dezember 2022
Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag
Stiirz*

Zweite Satzung zur Anderung der Verbandssatzung
des Zweckverbandes ,,Region Finowkanal*

Bekanntmachung
des Ministeriums des Innern und fiir Kommunales
Gesch.Z.: 33-347-21
Vom 6. Januar 2023

Die Satzung hat folgenden Wortlaut:

»Zweite Satzung zur Anderung der Verbandssatzung
des Zweckverbandes Region Finowkanal

Aufgrund von § 31 Absatz 1, § 13 Absatz | Satz 1, § 18 Absatz 1
des Gesetzes liber kommunale Gemeinschaftsarbeit im Land
Brandenburg (GKGBbg) vom 10. Juli 2014 (GVBL I Nr. 32
S. 2), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Zweiten Gesetzes zur
Stiarkung der kommunalen Zusammenarbeit vom 19. Juni 2019
(GVBL I Nr. 38 S. 1) hat die Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes Region Finowkanal auf ihrer Sitzung am 28. Novem-
ber 2022 folgende Zweite Satzung zur Anderung der Verbands-
satzung des Zweckverbandes Region Finowkanal beschlossen:

Artikel 1

Anderung der Verbandssatzung
des Zweckverbandes Region Finowkanal

Nach § 12 wird folgender neuer § 13 eingefiigt:

»§ 13
Dienstsiegel

Der Zweckverband fiihrt das folgende Dienstsiegel:

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer 6ffentlichen Bekannt-
machung in Kraft.

Eberswalde, 28. November 2022

Dr. Adolf Maria Kopp
Verbandsvorsteher*

Errichtung und Betrieb
einer Lageranlage zur Lagerung von Black Mass
und Abfillen aus der CAM-Produktion
auf dem Betriebsgelinde
der BASF Schwarzheide GmbH
in 01986 Schwarzheide

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 31. Januar 2023

Die Firma BASF Schwarzheide GmbH, Schipkauer Strafe 1 in
01986 Schwarzheide, beantragt die Genehmigung nach § 4 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund-
stiick Schipkauer Strafle 1, 01986 Schwarzheide in der Gemar-
kung Schwarzheide, Flur 6, Flurstiick 470 eine Anlage zum La-
gern von Abfillen liber einen Zeitraum von jeweils mehr als ei-
nem Jahr mit einer Aufnahmekapazitit von 10 Tonnen oder
mehr je Tag zu errichten und zu betreiben.

Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Anlage der Num-
mer 8.14.2.1 GE des Anhangs 1 der Verordnung iiber geneh-
migungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vor-
haben nach der Nummer 8.9.1.1 X der Anlage 1 des Gesetzes
iiber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG). Fiir das Vor-
haben besteht somit die Pflicht zur Durchfiihrung einer Um-
weltvertraglichkeitspriifung.

Weiterhin féllt das beantragte Vorhaben gemill § 3 der
4. BImSchV unter die Industrieemissions-Richtlinie.

Fiir das Vorhaben wurde eine Zulassung vorzeitigen Beginns
gemil § 8a BImSchG beantragt.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Ertiichtigung des
bestehenden Gebdudes D206 auf dem Blockfeld D200 auf dem
Betriebsgeldande der BASF Schwarzheide GmbH und dessen
Nutzung als Lageranlage fiir die Lagerung von Abfillen aus der
Herstellung und dem Recycling von Lithiumionen-Batterien,
darunter Black Mass (getrocknet oder pyrolysiert) und Abfille
aus der Produktion von kathodenaktiven Materialien (unter an-
derem Fehlchargen, Filterstdube), mit einer Aufnahmekapazitt
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von 90 Tonnen pro Tag und einer Gesamtlagerkapazitit von
6 500 Tonnen. Die Umschlagmenge betrdgt 6 000 Tonnen pro
Jahr.

Bei Black Mass handelt es sich um ein pulverisiertes Stoff-
gemisch, unter anderem bestehend aus Mischoxiden von Nickel,
Cobalt, Mangan, Aluminium und Lithium, Metallen (zum Bei-
spiel Kupfer, Eisen und Aluminium), Lithiumsalzen, Graphit
sowie Losungsmitteln und Polymeren, dass teilweise als was-
sergefiahrdend, storfallrelevant beziehungsweise als Gefahr-
stoff deklariert ist.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist fiir Mai 2023 vorgesehen.
Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags nach BImSchG so-
wie der dazugehorigen erforderlichen Unterlagen wird gemaf
§ 3 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungs-
gemafBer Planungs- und Genehmigungsverfahren wihrend der
COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG)
durch eine Vero6ffentlichung dieser Unterlagen im Internet er-
setzt.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehdrigen erforder-
lichen Unterlagen sind einen Monat vom 8. Februar 2023 bis
einschlieBlich 7. Mirz 2023 iiber das landeriibergreifende zen-
trale UVP-Internetportal unter https:/www.uvp-verbund.de/
jederzeit und fiir jedermann einsehbar.

Als zusitzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2
Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie die
dazugehorigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich bei folgen-
den Behorden ausgelegt und kénnen dort wéhrend der Dienst-
stunden von jedermann eingesehen werden:

- im Landesamt fiir Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle Siid, Von-Schon-
Strale 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus und

- inder Stadtverwaltung Schwarzheide, Bauamt, Zimmer 116,
Ruhlander Stra3e 102 in 01987 Schwarzheide.

Fiir Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen wird um eine vorherige Anmeldung wéhrend der Dienst-
stunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten:

- im Landesamt fiir Umwelt
unter der Telefonnummer 0355 4991-1421
oder per E-Mail unter t12@Ifu.brandenburg.de
- in der Stadtverwaltung Schwarzheide
unter den Telefonnummern 035752 85-502
und 035752 85-503
oder per E-Mail unter a.knorr@schwarzheide.de

beziehungsweise m.schreier@schwarzheide.de.

Es wurde ein Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswir-
kungen des Vorhabens (UVP-Bericht) vorgelegt, dieser ist Be-
standteil der verdffentlichten und ausgelegten Unterlagen.

Die veroffentlichten und ausgelegten Unterlagen enthalten un-
ter anderem die Kurzbeschreibung mit allgemein verstind-

licher, nichttechnischer Zusammenfassung der Angaben zum
Standort sowie die Untersuchungen zur Priifung der Umwelt-
vertrdglichkeit, insbesondere Angaben zu Schall, Geruch, Staub
und zum Artenschutz.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben kénnen wéhrend der Ein-
wendungsfrist vom 8. Februar 2023 bis einschliefllich
11. April 2023 unter Angabe der Vorhaben-ID Siid-G04622
schriftlich oder elektronisch erhoben werden

- beim Landesamt fiir Umwelt, Genehmigungsverfahrens-
stelle Stid, Postfach 60 10 61 in 14410 Potsdam oder an die
E-Mail-Adresse t12@lfu.brandenburg.de,

- bei der Stadtverwaltung Schwarzheide, Postfach 13 30,
01984 Schwarzheide sowie

- iber das Einwenderportal unter https:/Ifu.brandenburg.de/

einwendungen.

Mit Ablauf dieser Frist sind fiir das Genehmigungsverfahren
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Ein-
wendungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungs-
behorde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein
Erorterungstermin durchgefiihrt wird. Findet aufgrund dieser
Entscheidung kein Erdrterungstermin statt, so wird dies noch-
mals gesondert 6ffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form-
und fristgerechten Einwendungen ein, entfdllt der Erorterungs-
termin.

Der Erdrterungstermin ist vorgesehen fiir den 24. Mai 2023
um 10 Uhr. Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen das
Vorhaben erhobenen Einwendungen zu erdrtern, soweit dies fiir
die Priifung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeu-
tung sein kann. Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erho-
ben haben, Gelegenheit gegeben, ihre Einwendungen gegen-
tiber der Genehmigungsbehorde und dem Antragsteller zu er-
lautern. Kann die Erdrterung an diesem Tag nicht abgeschlos-
sen werden, wird der Erdrterungstermin an den folgenden
Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die
form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Aus-
bleiben des Antragstellers oder von Personen, die Einwendun-
gen erhoben haben, erortert werden.

Der Veranstaltungsort wird gesondert éffentlich bekannt-
gemacht.

Im Rahmen der Ermessensentscheidung kann anstelle eines Er-
orterungstermins ersatzweise auch eine Online-Konsultation
gemdl § 5 Absatz 3 Satz 2 PlanSiG in Verbindung mit § 73
Absatz 6 Satz 2 bis 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwWV{G)
durchgefiihrt werden.

Findet aufgrund dieser Entscheidung eine Online-Konsultation
statt, so wird dies ebenfalls gesondert 6ffentlich bekannt ge-
macht.
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Hinweise

Eine Eingangsbestdtigung auf die schriftlich oder per E-Mail
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische
Eingangsbestétigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behorden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu geben.
Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und An-
schrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden,
wenn diese zur ordnungsgeméflen Durchfithrung des Geneh-
migungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der
Entscheidung tiber die Einwendungen kann durch &ffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden.

Eine gesonderte Einladung zum Erdrterungstermin erfolgt
nicht.

Die Zustellung des Genehmigungsbescheids an die Personen,
die Einwendungen erhoben haben, kann durch 6ffentliche Be-
kanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorginge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBI. 1 S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31.Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Artikel 1
der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBI. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iiber das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI. 1 S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 2
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBI. I S. 2428)

Gesetz liber die Umweltvertriglichkeitspriifung (UVPG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mirz 2021 (BGBI. 1
S. 540), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
4. Januar 2023 (BGBI. I Nr. 6)

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBIL I S. 102),
zuletzt gedndert durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom
25. Juni 2021 (BGBI. I S. 2154)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgeméBer Planungs- und
Genehmigungsverfahren wéhrend der COVID-19-Pandemie
(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020
(BGBI.IS. 1041), zuletzt geéndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. Dezember 2022 (BGBL. I S. 2234)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle Siid

Errichtung und Betrieb einer Anlage
zur chemisch-physikalischen Behandlung
von gefihrlichen und nicht gefihrlichen Abfillen
in 19322 Wittenberge

Bekanntmachung des Landesamtes fiir Umwelt
Vom 31. Januar 2023

Die Firma VZW GmbH, Sickingmiihler Straf3e 122 in 45772 Marl,
beantragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grundstiick Helmuth-Astl-
Strale 3, 19322 Wittenberge in der Gemarkung Wittenberge,
Flur 4, Flurstiick 180 eine Anlage zur chemisch-physikalischen
Behandlung von gefahrlichen und nicht gefahrlichen Abfallen zu
errichten und zu betreiben.

Fiir das Vorhaben besteht die Pflicht zur Durchfithrung einer
Umweltvertraglichkeitspriifung.

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen den Neubau und den
Betrieb einer chemisch-physikalischen Behandlungsanlage fiir
Olabscheiderinhalte und Schlimme aus SiiBwasserbohrungen
mit einer Behandlungskapazitdt von 20.000 t/a. Die Behand-
lung der Olabscheiderinhalte erfolgt im Wesentlichen durch
physikalische Verfahren. Zur weiteren Auslastung der Anlage
sollen dariiber hinaus nicht geféhrliche Schldmme aus Siiwas-
serbohrungen mittels Kammerfilterpresse entwéssert werden.
Diese Behandlung erfolgt in Kampagnen unter Ausschluss der
Vermischung mit den Olabscheiderinhalten.

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 8.8.1.1 GE
und 8.8.2.1 GE des Anhangs 1 der Verordnung iiber geneh-
migungsbediirftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vor-
haben nach den Nummern 8.5 X und 8.6.2 A der Anlage 1 des
Gesetzes liber die Umweltvertrdglichkeitspriifung (UVPG).

Vom Antragsteller ist eine Zulassung zum vorzeitigen Beginn
der Errichtung gemif § 8a BImSchG beantragt worden.

Die Inbetriebnahme der Anlage ist im August 2023 vorgesehen.
Auslegung

Die Auslegung des Genehmigungsantrags sowie der dazugeho-
rigen erforderlichen Unterlagen wird geméal3 § 3 Absatz 1 Satz 1
des Gesetzes zur Sicherstellung ordnungsgeméfer Planungs-
und Genehmigungsverfahren wihrend der COVID-19-Pande-
mie (Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) durch eine Ver-
offentlichung dieser Unterlagen im Internet ersetzt.

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehorigen erforder-
lichen Unterlagen sind einen Monat vom 8. Februar 2023 bis
einschlieBlich 7. Miirz 2023 iiber das landeriibergreifende zen-
trale UVP-Internetportal unter https:/ www.uvp-verbund.de/
jederzeit und fiir jedermann einsehbar.

Als zusétzliches Informationsangebot im Sinne von § 3 Absatz 2
Satz 1 PlanSiG werden der Genehmigungsantrag sowie die da-
zugehorigen erforderlichen Unterlagen zeitgleich bei folgenden
Behorden ausgelegt und kdnnen dort wéihrend der Dienststun-
den von jedermann eingesehen werden:
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- Landesamt fiir Umwelt, Abteilung Technischer Umwelt-
schutz 1, Genehmigungsverfahrensstelle West, Fehrbelliner
Str. 4 a, Zimmer 4.03, 16816 Neuruppin

- Stadtverwaltung Wittenberge, Bauamt, Raum 47, August-
Bebel-Stralle 10, 19322 Wittenberge

Fiir Einsichtnahmen in die in Papierform ausgelegten Unter-
lagen wird um eine vorherige Anmeldung wéhrend der Dienst-
stunden unter folgenden Kontaktdaten gebeten:

- Landesamt fiir Umwelt: Frau Rosler, Referat T 11, Telefon-
nummer 03391 838-546

- Stadtverwaltung Wittenberge: Herr Bottcher, Bauamt, Tele-
fonnummer 03877 951-160

Es wurde ein Bericht zu den voraussichtlichen Umweltauswirkun-
gen des Vorhabens (UVP-Bericht) vorgelegt, dieser ist Bestandteil
der ver6ffentlichten und ausgelegten Unterlagen. Bestandteil der
Antragsunterlagen ist auch der Antrag auf Erlaubnis zur Indirekt-
einleitung gemdBl § 72 des Brandenburgischen Wassergesetzes
(BbgWG) in Verbindung mit § 58 des Wasserhaushaltsgesetzes
(WHG) von Abwasser nach Anhang 27 ,,Behandlung von Abfal-
len durch chemikalische und physikalische Verfahren (CP-Anla-
gen) sowie Altdlaufarbeitung® der Abwasserverordnung.

Einwendungen

Einwendungen gegen das Vorhaben konnen wéhrend der Ein-
wendungsfrist vom 8. Februar 2023 bis einschlie8lich 7. April
2023 unter Angabe der Vorhaben-ID 030.00.00/22 und
030.Z.0.00/22 schriftlich oder elektronisch beim Landesamt fiir
Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle West, Postfach 60 10 61
in 14410 Potsdam oder bei der Stadtverwaltung Wittenberge,
August-Bebel-Strale 10, 19322 Wittenberge erhoben werden.
Mit Ablauf dieser Frist sind fiir das Genehmigungsverfahren
alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen
privatrechtlichen Titeln beruhen.

Fiir elektronische Einwendungen kann ein Einwendungsportal
unter Angabe der oben genannten Vorhaben-ID verwendet wer-

den unter:

https://1fu.brandenburg.de/einwendungen

Erorterungstermin

Soweit gegeniiber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwen-
dungen erhoben werden, entscheidet die Genehmigungsbehdrde
nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erorte-
rungstermin durchgefiihrt wird. Findet aufgrund dieser Entschei-
dung kein Erorterungstermin statt, so wird dies nochmals geson-
dert offentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und fristge-
rechten Einwendungen ein, entféllt der Erérterungstermin.

Der Erdrterungstermin ist vorgesehen fiir den 24. Mai 2023 um
10 Uhr im Rathaus Wittenberge, Grofier Sitzungssaal,
Raum Nr. 57, August-Bebel-Strafie 10, 19322 Wittenberge.
Dieser Termin dient dazu, die rechtzeitig gegen das Vorhaben

erhobenen Einwendungen zu erdrtern, soweit dies fiir die Prii-
fung der Genehmigungsvoraussetzungen von Bedeutung sein
kann. Dazu wird denjenigen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, Gelegenheit gegeben, ihre Einwendungen gegeniiber der
Genehmigungsbehdrde und dem Antragsteller zu erldutern.
Kann die Erorterung an diesem Tag nicht abgeschlossen wer-
den, wird der Erdrterungstermin am folgenden Werktag fortge-
setzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die form- und fristge-
recht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des An-
tragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben ha-
ben, erortert werden.

Hinweise

Eine Eingangsbestdtigung auf die schriftlich oder per E-Mail
erhobenen Einwendungen wird nicht vorgenommen. Bei Ver-
wendung des Einwendungsportals erfolgt eine automatische
Eingangsbestitigung.

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach-
behorden, deren Aufgabenbereich beriihrt wird, bekannt zu ge-
ben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden,
wenn diese zur ordnungsgeméfBen Durchfiihrung des Geneh-
migungsverfahrens nicht erforderlich sind.

Eine gesonderte Einladung zum Erdrterungstermin erfolgt
nicht. Die Zustellung der Entscheidung iiber die Einwendungen
kann durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schddlichen Umwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Gerdusche, Erschiitterungen und &hn-
liche Vorgédnge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I
S. 1274; 2021 1 S. 123), zuletzt geéndert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 19. Oktober 2022 (BGBI. I S. 1792)

Vierte Verordnung zur Durchfithrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung tiber genehmigungsbediirftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
31. Mai 2017 (BGBI. I S. 1440), zuletzt gedndert durch Artikel 1
der Verordnung vom 12. Oktober 2022 (BGBI. I S. 1799)

Neunte Verordnung zur Durchfiihrung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung iliber das Genehmigungsverfah-
ren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom
29. Mai 1992 (BGBI. 1 S. 1001), zuletzt gedndert durch Artikel 2
der Verordnung vom 11. November 2020 (BGBI. I S. 2428)

Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPQG) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 18. Mirz 2021 (BGBI. 1
S. 540), zuletzt gedndert durch Artikel 4 der Verordnung vom
4. Januar 2023 (BGBI. I Nr. 6)

Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgeméBer Planungs- und
Genehmigungsverfahren wéhrend der COVID-19-Pandemie
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(Planungssicherstellungsgesetz - PlanSiG) vom 20. Mai 2020
(BGBI.IS. 1041), zuletzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 8. Dezember 2022 (BGBL. I S. 2234)

Landesamt fiir Umwelt
Abteilung Technischer Umweltschutz 1
Genehmigungsverfahrensstelle West

BEKANNTMACHUNGEN DER KORPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND
STIFTUNGEN DES OFFENTLICHEN RECHTS

Wahlausschuss der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Bran-
denburg

Bekanntmachung des Wahlergebnisses
fiir die Sozialwahl 2023 bei
der Deutschen Rentenversicherung
Berlin-Brandenburg

Vom 9. Januar 2023

Der Wahlausschuss der Deutschen Rentenversicherung Berlin-
Brandenburg fiir die Sozialwahl 2023 gibt gemalB § 28 Absatz 2
der Wahlordnung fiir die Sozialversicherung (SVWO) das von
ihm festgestellte Wahlergebnis bekannt:

Aus der Gruppe der Versicherten sind fiinfzehn Mitglieder der
Vertreterversammlung zu wihlen (§§ 43 Absatz 1, 44 Absatz 1
Nummer 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch [SGB V] und
§ 3 Absatz 1 der Satzung fiir die Deutsche Rentenversicherung
Berlin-Brandenburg). Fiir diese Gruppe hat der Deutsche Ge-
werkschaftsbund (DGB) und die Arbeitsgemeinschaft Christ-
licher Arbeitnehmerorganisation (ACA) eine Vorschlagsliste
eingereicht, die vom Wahlausschuss der Deutschen Rentenver-
sicherung Berlin-Brandenburg fiir die Sozialwahl 2023 zuge-
lassen wurde. In der form- und fristgerecht eingereichten Vor-
schlagsliste wurden insgesamt nicht mehr Bewerberinnen und
Bewerber vorgeschlagen als Mitglieder zu wihlen sind. Eine
Wahl mit Wahlhandlung findet daher fiir diese Gruppe nicht
statt (§ 46 Absatz 2 SGB IV und § 28 Absatz 1 SVWO).

Aus der Gruppe der Arbeitgeber sind fiinfzehn Mitglieder der
Vertreterversammlung zu wihlen (§§ 43 Absatz 1, 44 Absatz 1
Nummer 1 SGB IV und § 3 Absatz 1 der Satzung fiir die Deut-
sche Rentenversicherung Berlin-Brandenburg). Fiir diese
Gruppe ist eine Vorschlagsliste der Vereinigung der Unterneh-
mensverbdande in Berlin und Brandenburg e. V. (UVB) form-
und fristgerecht eingereicht und vom Wahlausschuss zugelas-
sen worden. Da in dieser Vorschlagsliste insgesamt nicht mehr
Bewerberinnen und Bewerber vorgeschlagen wurden als Mit-
glieder zu wihlen sind, entféllt auch fiir diese Gruppe eine
Wahl mit Wahlhandlung (§ 46 Absatz 2 SGB IV und § 28 Ab-
satz 1 SVWO).

Die in den jeweiligen Vorschlagslisten genannten und nachfol-
gend im Einzelnen aufgefiihrten Bewerberinnen und Bewerber

gelten mit Ablauf des Wahltages am 31. Mai 2023 als gewéhlt
(§ 46 Absatz 2 SGB IV und § 28 Absatz 3 SVWO).

Vertreterversammlung
der Deutschen Rentenversicherung Berlin-Brandenburg

A. Mitglieder
a) Gruppe der Versicherten
Liste des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB) und der

Arbeitsgemeinschaft Christlicher Arbeitnehmerorganisa-
tion (ACA)

Lfd. | Name, Geburts- Wohnort
Nr. | Vorname jahr

1 Hofmann, 1970 Berlin
Markus

2 Kustin, 1963 Berlin
Martina

3 Conrad, 1968 Berlin
Michael

4 | Freuer, 1962 Petershagen
Anja

5 | Wendland, 1968 Schwarzheide
Peter

6 | Bartz-Giirkal, 1965 Berlin
Petra

7 | Milde, 1950 Berlin
Rita

8 MeiBner, 1983 Berlin
Stefan

9 | Feldkotter, 1963 Berlin
Susanne

10 | Kuske, 1969 Potsdam
Dirk

11 | Feuerstake- 1956 Berlin
Scharlowsky,
Barbara

12 | Kustin, 1959 Berlin
Norbert
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Lfd. | Name, Geburts- Wohnort

Nr. | Vorname jahr

13 | Mohr, 1973 Berlin
Katrin

14 | Siewert, 1958 Berlin
Frank

15 | Schifer, 1976 Berlin
Ingo

B. Stellvertreter
a) Gruppe der Versicherten
Liste des Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB)

und der Arbeitsgemeinschaft Christlicher
Arbeitnehmerorganisation (ACA)

b) Gruppe der Arbeitgeber

Liste der Vereinigung der Unternehmensverbinde in
Berlin und Brandenburg e. V. (UVB)

Lfd. | Name, Geburts- Wohnort
Nr. | Vorname jahr

1 Schuster, 1971 Berlin
Nils

2 | Liebscher, 1974 Berlin
Jana

3 | Ziegler, 1974 Leipzig
Michael

4 | Mai-Hartung, 1963 Berlin
Petra

5 | Kahrs, 1965 Teltow
Mathias

6 | Dr. Burkard- 1981 Hohen Neuendorf
Potter,
Julia

7 | Geiseler, 1960 Seelow
Giinter

8 | Golz, 1975 Fiirstenwalde/Spree
Lars

9 | Krombholz, 1960 Berlin
Sigrid

10 | Rehlinger, 1960 Eichwalde
Constantin

11 | Benz, 1964 Wandlitz
Patricia

12 | QuoB, 1963 Berlin
Bernd

13 | Wellhausen, 1962 Berlin
Thomas

14 | Minkley, 1960 Frankfurt (Oder)
Christine

15 | Thoma, 1984 Schulzendorf

Andreas

Lfd. | Name, Geburts- Wohnort
Nr. | Vorname jahr

1 | Knébke, 1962 Jacobsdorf
Michael

2 | Gothling, 1958 Berlin
Lutz

3 | Dorn-Roepke, 1966 Potsdam
Nina

4 | Glistau, 1986 Berlin
Kevin

5 | Gerhardt, 1994 Berlin
Sandra

6 | Balzer, 1963 Eisenhiittenstadt
Frank

7 | Rinnerl, 1969 Storkow
Ulrich

8 | Bischoff, 1989 Potsdam
Carina

9 | Arndt, 1987 Werder (Havel)
Lydia

10 | Kunisch, 1953 Berlin
Michael

11 | Triebe, 1947 Berlin
Glinter

12 | Jacobs, 1976 Berlin
Manuela

13 | Sosnowsky, 1979 Fiirstenwalde/Spree
Maik

14 | Dogan, 1976 Berlin
Yusuf

15 | Hesselmann, 1970 Seddiner See
Hella

16 | Nicolai, 1962 Falkensee
René

17 | Giincan, 1968 Berlin
Refik

18 | Berger, 1967 Berlin
Evelyn

19 | Gebauer, 1990 Bernau
Janina
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b) Gruppe der Arbeitgeber Lfd. | Name, Geburts- Wohnort
. L. . Nr. | Vorname jahr
Liste der Vereinigung der Unternehmensverbinde -
in Berlin und Brandenburg e. V. (UVB) 10| Fischer, 1971 Brandenburg
Susanne an der Havel
Lfd. | Name, Geburts- Wohnort 11| Peschers, 1959 Berlin
Nr. | Vorname jahr Georg

1 | Briunert, 1978 Kleinmachnow 12| Dr. Stier, 1977 Berlin
Dayana Anke

2 Bergmann, 1957 Berlin 13 Heider, 1972 Berlin
Ralf Edgar

3 POhl, 1971 Teltow 14 Weber, 1952 Berlin
Detlef Wolfgang

4 Mende, 1978 Potsdam 15 Daniel, 1968 Berlin
Carola Carola

5 | Partzsch, 1953 Berlin Der Wahlausschuss der Deutschen Rentenversicherung
Charles Berlin-Brandenburg fiir die Sozialwahl 2023

6 | Gross, 1967 Berlin
Nikolas gez. gez. gez.

7 | Grund, 1970 Niemegk Schlenzka Steckmann Nupnau
Diana

3 | Kohler 1964 Schéneiche Beisitzer d'er Gruppe  Vorsitzender  Beisitzer de.r Gruppe
Anne tt; der Versicherten der Arbeitgeber

9 | Metzer, 1980 Potsdam
Christina

Herausgeber: Ministerium der Justiz des Landes Brandenburg,
Anschrift: 14473 Potsdam, Heinrich-Mann-Allee 107, Telefon: 0331 866-0.
Der Bezugspreis betrigt jahrlich 56,24 EUR (zzgl. Versandkosten + Portokosten). Die Einzelpreise enthalten keine Mehrwertsteuer. Die Einweisung kann jederzeit erfolgen.
Die Berechnung erfolgt im Namen und fiir Rechnung des Ministeriums der Justiz des Landes Brandenburg.
Die Kiindigung ist nur zum Ende eines Bezugsjahres zuldssig; sie muss bis spétestens 3 Monate vor Ablauf des Bezugsjahres dem Verlag zugegangen sein.
Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Anderungswiinsche und sonstige Anforderungen sind
an die Brandenburgische Universititsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH zu richten.
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Brandenburgische Universitétsdruckerei und Verlagsgesellschaft Potsdam mbH, Wetzlarer Strafie 54,
14482 Potsdam, Telefon 0331 5689-0

Das Amtsblatt fiir Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Verdffentlichungsblitter [ab 2000]),
seit 1. Januar 2007 auch mit sémtlichen Bekanntmachungen (auBer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.



	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	BEKANNTMACHUNGEN DER KÖRPERSCHAFTEN, ANSTALTEN UND STIFTUNGEN DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

